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Stellungnahme des Oberbürgermeisters zum Bericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung der Jahresrechnung des Haushaltsjahres 2008


Jahresrechnung 2008


Gemäß § 108 Abs. 1 GO LSA war die Jahresrechnung 2008 innerhalb von vier Monaten nach Ende des Haushaltsjahres aufzustellen.


Die Jahresrechnung ist das Gegenstück zum Haushaltsplan. Sie weist nach, inwieweit der Haushaltsplan bei seiner Ausführung eingehalten wurde. Zu dem wird das Ergebnis der Haushaltswirtschaft einschließlich des Standes des Vermögens und der Schulden zu Beginn und Ende des Haushaltsjahres nachgewiesen. Die Jahresrechnung umfasst den kassenmäßigen Abschluss (SOLL-Einnahmen und -Ausgaben, IST-Einnahmen und -Ausgaben und die Kasseneinnahme- und -ausgabereste) sowie die Haushaltsrechnung.


Bestandteile der Jahresrechnung sind:


- Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung 2008,


- der kassenmäßige Abschluss 2008, die Ermittlung des buchmäßigen Kassenbestandes,


- die Übersicht über den Stand der Schulden und der Rücklagen,


- die zum Jahresende bestehenden Haushaltseinnahme- und -ausgabereste,


- die Vermögensübersicht,


- der Anlagennachweis,


- die Gruppierungsübersicht,


- der Rechnungsquerschnitt und


- der Rechenschaftsbericht zur Jahresrechnung.


Der Oberbürgermeister stellt gemäß § 108 Abs. 2 GO LSA die Vollständigkeit und Richtigkeit der Jahresrechnung fest und legt sie mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes und seiner Stellungnahme zu diesem Bericht innerhalb eines Jahres nach Ende des Haushaltsjahres dem Stadtrat vor.


Der Stadtrat beschließt dann die Jahresrechnung bis spätestens 31.12. des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres und entscheidet über die Entlastung des Oberbürgermeisters.


Mit Schreiben vom 21.04.2009 wurde die Jahresrechnung der Stadt Köthen (Anhalt) für das Haushaltsjahr 2008 dem Rechnungsprüfungsamt (RPA) zur Prüfung vorgelegt und damit der gesetzlich vorgeschriebene Termin eingehalten.


Der Bericht zur Prüfung der Jahresrechnung 2008 der Stadt Köthen (Anhalt) datiert vom 20.08.2009 und ist auch zu diesem Datum in der Kämmerei eingegangen.


Dem Stadtrat wird in seiner Sitzung am 17.12.2009 die Jahresrechnung zur Beschlussfassung vorgelegt und damit der gesetzliche Termin, Beschluss bis 31.12. des Folgejahres, eingehalten. 


Von den insgesamt 23 Prüfungsfeststellungen des RPA waren 13 ohne Zusatz und 10 mit der Bitte um Stellungnahme gekennzeichnet. 


1.
Vorbemerkungen


1.3.
Prüfungsverfahren


1.3.5.
Vorjahresbericht


PF 01/08 (Prüfbericht S. 7)


Nach § 108 Abs. 2 und 3 GO LSA ist die Jahresrechnung spätestens bis zum 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres durch den Stadtrat zu beschließen und über die Entlastung des Oberbürgermeisters zu entscheiden. Es ist festzustellen, dass dieser Norm nicht entsprochen wurde.


Der Prüfbericht des RPA wurde am 17.10.2008 dem Oberbürgermeister vorgelegt.


Bevor eine Beschlussfassung im Stadtrat erfolgen kann, ist es zunächst erforderlich, entsprechende Stellungnahmen zu den Prüffeststellungen von den betroffenen Ämtern und Bereichen abzufordern. Anschließend wird eine umfassende Gesamtstellungnahme erarbeitet, die vor Beschlussfassung im Stadtrat im Rechnungsprüfungsausschuss sowie im Hauptausschuss beraten wird.


Eine zeitliche Realisierung bis zum Stadtrat 13.12.2008 war aus diesen genannten Gründen nicht möglich, zumal parallel zur Erstellung der Stellungnahme zur Jahresrechnung noch die Nachtragsplanung 2008 sowie die Haushaltsplanung 2009 anstanden.


Letztlich konnte sich der Rechnungsprüfungsausschuss mit der Jahresrechnung 2007 in seiner Sitzung am 10.03.2008 auseinandersetzen.


Der Beschluss wurde dann im Stadtrat am 02.04.2008 gefasst und dem Oberbürgermeister die Entlastung erteilt.


Allein von der gesetzlichen Regelung her gesehen, ist jedoch die Beanstandung gerechtfertigt.


2. 
Haushaltssatzung 2008


2.3.
Einzelfeststellungen zum Haushaltsplan

PF 03/08 - St (Prüfbericht S. 9) 


Es ist festzustellen, dass die Veranschlagung der Bedarfszuweisungen in Höhe von 


1.147.300 € nach § 7 Abs. 1 GemHVO nicht zulässig war.


Richtig ist, dass im Haushaltsplan 2008 sowie im 1. bzw. 2. Nachtragshaushaltsplan 2008 eine Bedarfszuweisung in Höhe von 1.147.300 € für das Defizit des Jahres 2005 veranschlagt war.


Analog der im Jahr 2007 vereinnahmten Bedarfszuweisungen für die Defizite der Jahre 2003 und 2004 ging die Stadt Köthen (Anhalt) auch für den Haushalt 2008 davon aus, dass aufgrund der Beantragung mit Schreiben vom 02.09.2008 eine Bedarfszuweisung für das Defizit 2005 auch im Jahr 2008 vereinnahmt werden kann. Dementsprechend erfolgte die haushaltsplanmäßige Einstellung.


Bei der Planung wurde bereits berücksichtigt, dass die Zuweisung voraussichtlich nicht in voller Höhe fließen wird, so dass nur 80 % der möglichen Zuweisung bei auch nur 90 % des tatsächlich entstandenen Fehlbetrages im Plan veranschlagt wurde.


Eine Information seitens des Ministerium des Innern des Landes Sachsen-Anhalt, dass im Jahr 2008 mit keiner Bearbeitung bzw. Bewilligung mehr zu rechnen ist, lag der Stadt Köthen (Anhalt) nicht vor, so dass die Mittel auch im Rahmen der Nachtragsplanungen im Plan verblieben sind. Es wurde davon ausgegangen, dass eine Bewilligung Ende des Jahres 2008, wie auch im Vorjahr, erfolgen wird.


Jedoch wurden, auch um die Haushaltskonsolidierung darstellen zu können, ab dem Haushaltsplan 2009 keine Bedarfszuweisungen mehr berücksichtigt. Eine Veranschlagung im Plan bzw. Nachtragsplan wird nunmehr stets erst dann erfolgen, wenn ein entsprechender Bewilligungsbescheid vorliegt und definitiv mit den Einnahmen gerechnet werden kann. Insoweit ist die Stadt Köthen (Anhalt) bereits der Beanstandung nachgekommen.


PF 04/08 - St (Prüfbericht S. 10) 


Erneut wird die Anbringung des Zweckbindungsvermerks 3 05 bei der Haushaltsstelle 68000.15911 „Vorsteuererstattungen aus Vorjahren für Tiefgarage Wallstraße“ beanstandet.


Richtig ist, dass diese Feststellung bereits im Prüfbericht zur Jahresrechnung 2007 enthalten war. 


Mit diesem Zweckbindungsvermerk sollte sichergestellt werden, dass Mehreinnahmen in der o.g. Haushaltsstelle, die gleichzeitig zu einer Umsatzsteuerzahllast der Haushaltsstelle 68000.64910 führen, entsprechend für die Mehrausgaben verwendet werden können, ohne das förmliche Verfahren zur Bereitstellung von überplanmäßigen Haushaltsmitteln bestreiten zu müssen.


Eine Zweckbindung für Steuern, allgemeine Zuweisungen und Umlagen ist jedoch gemäß § 17 (2) S. 2 Gemeindehaushaltsverordnung nicht zulässig. Es handelt sich hierbei um allgemeine Deckungsmittel, für die der Grundsatz der Gesamtdeckung gilt. Eine Ausnahme greift nicht, da es sich hier nicht um zweckgebundene Einnahmen handelt. Sollten sich Mehrausgaben erforderlich machen, müssen diese aus der o.g. Haushaltsstelle mittels des förmlichen Verfahrens bereitgestellt werden.


Wie bereits in der Stellungnahme zur Jahresrechnung 2007 geschrieben, wurde der in Rede stehende Zweckbindungsvermerk ab dem Haushaltsplan 2009 gestrichen. 


Zum Zeitpunkt der Erarbeitung der Stellungnahme war die Nachtragsplanung 2008 bereits abgeschlossen, so dass für das Haushaltsjahr 2008 eine Streichung des Zweckbindungsvermerkes infolge der Beanstandung des RPA nicht mehr möglich war. 


3.
Ausführung des Haushaltsplanes 2008


3.3
Haushaltsausgabereste


PF 08/08 - St (Prüfbericht S. 15-17) 


Es ist zu beanstanden, dass Haushaltsausgabereste (HAR) für ein Vorhaben übertragen wurden, für welches die Ausschreibung infolge Vorliegens eines schwerwiegenden Fehlers nicht bestätigt wurde und die gesetzlichen Voraussetzungen des § 19 der GemHVO fehlten.


Die Beanstandung betrifft die Haushaltsstelle 06000.93500 - Ergänzung EDV-Anlage.


Vom Fachamt wurde die Übertragung eines HAR in Höhe von 34.298,09 € in das Jahr 2009 beantragt.


Der Teilbetrag von 2.267,87 € wurde vom RPA nicht bestätigt, da die dazugehörige Vergabe im Jahr 2009 nach Ansicht des RPA nicht finanziell abgesichert sei. Ein Vorgriff auf Haushaltsmittel des Jahres 2009 zu Beginn des Haushaltsjahres 2009 wäre haushaltsrechtlich falsch, da der Haushalt noch nicht von der Kommunalaufsicht genehmigt wurde. Die Vergabe wurde entsprechend ebenso nicht bestätigt.


Die Vergabe sollte im Jahr 2009 mit 2.267,87 € aus HAR-Mitteln und mit 3.687,96 € aus dem Haushaltsansatz 2009 finanziert werden. Auf der Grundlage überplanmäßiger Mittel in Höhe von 6.000 € wurde am 19.12.2008 ordnungsgemäß eine Vergabe zur Beschaffung von u. a. PCs eingeleitet. 


Dazu ist zunächst zu informieren, dass der Antrag auf überplanmäßige Mittel vom RPA ebenfalls bereits nicht bestätigt wurde, da der Deckungsvorschlag ihrer Ansicht nach nicht anwendbar war.


Es handelte sich um Minderausgaben bei den Tilgungsleistungen, da die 1. Rate für den aufgenommenen Kredit im Rahmen der Bürgschaft nicht mehr im Jahr 2008 fällig wurde. Da es sich aus Sicht der Stadt um echte Minderausgaben handelte, die durchaus für eine Deckung zur Verfügung standen, wurden die überplanmäßigen Mittel trotz Bedenken gebucht. Durch dieses Verfahren wurde die Einleitung der Vergabe zeitlich verzögert und konnte erst am 19.12.2008 erfolgen. 


Die Verdingungsverhandlung (Submission) für die Vergabe war somit erst am 09.01.2009 realisierbar, da wegen der Feiertage und des Jahreswechsels ein früherer Termin nicht möglich war. 


Die Finanzierung der Vergabe war mit der Bereitstellung überplanmäßiger Mittel im Jahr 2008 in Höhe von 6.000 € abgesichert.


Aufgrund des Jahreswechsel und infolge der Tatsache, dass überplanmäßige Mittel nicht in das Folgejahr übertragen werden können, bestand die Notwendigkeit, den nicht durch den HAR gedeckten Teil aus den laufenden Ansatz 2009 zu finanzieren. 

Künftig wird darauf geachtet, dass im Rahmen der Bildung von Haushaltsausgaberesten die dazugehörige Submission noch im alten Jahr stattgefunden hat.


3.5
Kassenwesen


3.5.2
Prüfung der Kassenbelege


PF 11/08 – St (Prüfbericht S. 21-23) 


Es ist festzustellen, dass am Ende des Jahres 2008 über- und außerplanmäßige Ausgaben zur Anschaffung von Geschirrspülern für die Kindertagesstätten „Buratino“, Löwenzahn“ und „Spielkiste“ vorgenommen wurden, deren Ursachen in uneffektivem Verwaltungshandeln zu sehen sind und durch ein funktionierendes Gebäudemanagement hätten vermieden werden können.


Für die notwendige und unabweisbare Ersatzbeschaffung von drei Geschirrspülern im Dezember 2008 wurden über- bzw. außerplanmäßige Ausgaben getätigt, deren Ursache und Anlass weder in einem uneffektiven Verwaltungshandeln noch im Fehlen eines funktionierenden Gebäudemanagements gesehen werden.


Die Stadt Köthen (Anhalt) hat in den 90iger Jahren in allen Kindertageseinrichtungen Handspültische gegen Geschirrspülautomaten ersetzt, um manuellen Bearbeitungsaufwand zu reduzieren und wachsenden hygienischen Anforderungen in den KiTa-Küchen zu genügen. Infolge hoher Betriebsanforderungen an diese Spüler kam es in den Jahren danach immer wieder zu Ersatzbeschaffungen, die, sofern sie planbar waren, auch entsprechend im Plan veranschlagt wurden. Zwischenzeitlich mussten weiterhin teilweise aufwändige Reparaturen veranlasst werden.


Auch nach Einführung der Reinigungsleistungen durch Dienstleister wurden die Geschirrspüler weiter vertragsgemäß von der Stadt Köthen (Anhalt) als Arbeitsmittel bereitgestellt und unterhalten. Daran hat sich auch jetzt nach erfolgter Neuausschreibung zum 01.01.2009 und vollzogenem Dienstleisterwechsel nichts geändert.


Auch in den Einrichtungen „Buratino“, „Löwenzahn“ und „Spielkiste“ unterhielt die Stadt Köthen (Anhalt) eigene Geschirrspüler.


Im Rahmen des ausschreibungsbedingten Dienstleisterwechsels und den damit verbundenen Objektbegehungen wurde deutlich, dass bereits drei Geschirrspüler (eben in den genannten Einrichtungen) irreparabel defekt waren. Der alte Dienstleister hatte sehr kurzfristig eigene Geräte zur weiteren Dienstleistungserfüllung bereitgestellt.


Als nach Ausschreibung feststand, dass der bisherige Dienstleister trotz Teilnahme an der Ausschreibung keinen Zuschlag bekommen würde, hat dieser angekündigt, die Geschirrspüler mitzunehmen.


Demnach erlangte das Fachamt erst im Dezember davon Kenntnis, dass die Geschirrspüler durch die Verwaltung zu ersetzen sind.

Bereits zum 02.01.2009 mussten vertragsgerecht Geschirrspülautomaten für den neuen Dienstleister bereitgestellt werden. Der bisherige Dienstleister war nicht bereit, die Geschirrspüler an den neuen Dienstleister zu übergeben. Alternativ hat der neue Dienstleister eine zeitnahe Beschaffung von Geschirrspülern angeboten, die dann von der Stadt zu bezahlen gewesen wären, entweder direkt durch Abkauf oder eine Art Mietkauf. 


Nach Einholung eigener Angebote hat sich die Verwaltung für die Selbstbeschaffung nach eigener Vergabe entschieden. Dies stellte die wirtschaftlichste Alternative dar und zum anderen standen aus dem Haushalt 2008 noch Mittel für überplanmäßige Ausgaben zur Verfügung.


Eine rechtzeitige Planung der Ersatzbeschaffung im Haushalt 2008 war nicht möglich, da der 2. Nachtragshaushalt bereits am 23.10.2009 vom Stadtrat beschlossen wurde und die Verwaltung erst Ende des Jahres von der notwendigen  Ersatzbeschaffung  Kenntnis  erlangte.


Aus diesem Grund machten sich im Dezember 2008 über- bzw. außerplanmäßige Mittelanträge erforderlich. Die sachliche Unabweisbarkeit der Ausgaben wurde seitens des RPA bestätigt, die zeitliche Unabweisbarkeit jedoch verneint. Jedoch liegt diese aus Sicht der Verwaltung ebenfalls vor. Es bestand zwingender Handlungsbedarf, da zum 02.01.2009 seitens der Stadt gewährleistet werden musste, das in den Einrichtungen Geschirrspülautomaten zur Verfügung stehen. Ein zeitlicher Aufschub war demnach nicht möglich. 


Richtig ist jedoch, dass vor Auftragsauslösung bereits eine Bewilligung der über- bzw. außerplanmäßigen Mittel hätte erfolgen müssen. Hier gingen die Anträge erst am 16.12.2008 beim RPA ein, obwohl bereits Rechnungen vorlagen.

Insoweit ist die Beanstandung des RPA zutreffend.

Im Übrigen ist es nicht richtig, als mögliche Ursache die Zuständigkeit zweier Fachämter heranzuziehen. Für die Reinigungsleistungen und für die Versorgungsnebenleistungen, wozu auch die Geschirrspüler bereit zu stellen sind, ist alleine das bewirtschaftende Schul- Sport- und Jugendamt zuständig. Durch das Hauptamt wurde die Ausschreibung und Auftragsvergabe für alle Verwaltungsbereiche der Stadt Köthen (Anhalt) einheitlich verwaltungsseitig vorbereitet. Die Zusammenarbeit zwischen beiden Fachämtern war dabei sehr gut und ist keine Ursache für die Notwendigkeit der getätigten Bereitstellung überplanmäßiger Haushaltsmittel.


Inwieweit derartige Aufgaben einem Gebäudemanagement zu zuordnen wären, sei hier zunächst noch dahingestellt. Ein zentrales Gebäudemanagement besteht in der Stadt Köthen (Anhalt) noch nicht, wird aber im Rahmen der Einführung der Doppik geprüft.


5.
Vergabeprüfung


5.3
Abrechnung von Vergaben


Dem Prüfbericht war, wie auch im Vorjahr, eine Liste mit den noch nicht abgerechneten Vergaben beigefügt.


Die Verwaltung hat zu jeder einzelnen Vergabe Stellung genommen und den aktuellen Abrechnungsstand dargelegt. Die betreffende Übersicht dazu befindet sich in der Anlage 1.1. 

An dieser Stelle sei allgemein angemerkt, dass eine Abrechnung der Vergaben gegenüber den ausführenden Firmen in allen Fällen, mit Ausnahme der noch laufenden Maßnahmen, erfolgt ist.


Die Maßnahmen sind weitestgehend abgeschlossen, die Schlussrechnungen bezahlt und kein weiterer Geldmittelabfluss noch ausstehend.


Die Beanstandung des RPA bezieht sich lediglich auf die Tatsache, dass die nach Abschluss einer Maßnahme zu erstellenden Formblätter für das RPA noch nicht vorgelegt wurden. Dies wurde jedoch größtenteils bereits nachgeholt, wie der Anlage 1.1 zu entnehmen ist.


5.4
Prüfung von Vergaben

PF 13/08 - St (Prüfbericht S. 30-31) 


Es ist zu beanstanden, dass eine Vergabe für die Lieferung von 8 Personalcomputern vorgenommen wurde, deren Finanzierung sowohl zum Zeitpunkt des Ausschreibungsbeginns als auch vor Ende der Zuschlagsfrist nicht gegeben war.


Diese Beanstandung bezieht sich auf die PF 08/08-St. 

Insoweit wird auf die dortige Stellungnahme verwiesen.


PF 14/08 - St (Prüfbericht S. 31-32)  

Es ist festzustellen, dass die Vergabe zur Beschaffung von 3 Geschirrspülern für die Kindertagesstätten „Spielkiste“, „Löwenzahn“ und „Buratino“ nicht ordnungsgemäß erfolgte und dem RPA nicht angezeigt wurde. Damit wurde sowohl gegen die Bestimmung der VOL/A als auch gegen die Vergabe- und Beschaffungsordnung der Stadt Köthen (Anhalt) verstoßen.


Diese Beanstandung bezieht sich auf die PF 11/08-St. 


Über Anlass und Ablauf der kurzfristigen Anschaffung von den drei Geschirrspülern im Dezember 2008 wurde bereits ausführlich berichtet. Insoweit wird auf die dortige Stellungnahme verwiesen.


Vor dem Hintergrund zeitlicher und inhaltlicher Dringlichkeit hat sich die Verwaltung für die wirtschaftlich günstigste Variante, den Selbstkauf neuer Geschirrspülautomaten im Rahmen einer freihändigen Vergabe nach Angebotseinholung entschieden. Nur so war eine termingerechte und wirtschaftliche Beschaffung bis 01.01.2009 möglich.


Richtig ist, dass in diesem Verfahren eine vorherige Anzeige der Vergabe beim RPA versehentlich unterblieben ist. Erst mit Einreichen der Anträge auf über- bzw. außerplanmäßige  Mittelbereitstellung  erhielt  das  RPA  Kenntnis von der erfolgten Vergabe.    


Fraglich ist auch hier wiederum der Schluss, inwieweit ein einheitliches Gebäudemanagement, also eine andere Organisation der Aufgabenerfüllung, diese Situation hätte vermeiden können. Die Einführung eines zentralen Gebäudemanagements wird im Rahmen der Einführung der Doppik geprüft.


Das Wort „Dezemberfieber“ trifft hier nicht den Kern der Angelegenheit, da es Beschaffungen am Jahresende beschreibt, die vielleicht nicht notwendig gewesen wären, aber dennoch getätigt wurden, nur weil auf einer Haushaltsstelle noch Mittel zur Verfügung stehen. Dadurch soll weiterhin eine Kürzung im nächsten Planungszeitraum mit der Begründung, dass Mittel im Vorjahr nicht ausgegeben wurden, vermieden werden. Da dieser Hintergrund bei den o.g. Beschaffungen nicht bestand, kann auch nicht vom „Dezemberfieber“ die Rede sein. 


5.6.
Prüfung von Verwendungsnachweisen

PF 15/08 (Prüfbericht S. 33-34)  

Es ist zu beanstanden, dass der im Jahr 2006 aus der HHst. 84000.71510 gewährte „Zuschuss für wirtschaftliche Aktivitäten“ für die Wirtschaftsförderungsgesellschaft in Höhe von 14.000 € mit einem nicht belegten Betrag von 1.360,52 € erst am 20.05.2009 abgerechnet wurde. Es wird empfohlen, den offenen Betrag zurück zu fordern.

Im Rahmen der abschließenden Abrechnung der Mittelverwendung im Jahr 2009 stellte sich heraus, dass letztlich ein Betrag von 1.360,52 nicht nachgewiesen werden konnte. Eine Rücksprache mit der Wirtschaftsförderungsgesellschaft ergab, dass diese Summe eingespart wurde. 

Da dieser Betrag nicht zweckentsprechend bei der Wirtschaftsförderungsgesellschaft zur Auszahlung kam, also nicht erforderlich war, ist er zurückzufordern. Die Rückzahlungsverpflichtung ist bereits bekannt. Die Rückforderung erfolgte. Eine Verrechnung mit dem Zuschuss 4. Quartal 2009 wurde vorgenommen.

PF 16/08 - St (Prüfbericht S. 34)  

Es ist zu beanstanden, dass im Jahr 2008 für Auszahlungen Abrechnungen erfolgten, welche vermuten lassen, dass die Zahlungsempfänger nicht im Rahmen einer gewerblichen oder freiberuflichen Tätigkeit gehandelt haben. Organisatorisch ist die Zuständigkeit der Mitteilungspflicht gegenüber dem Finanzamt festzulegen.


Die Feststellungen des RPA sind richtig. Bei den Zuschusszahlungen, sowohl für die kulturellen Veranstaltungen als auch für den Förderverein, wurde bei der Prüfung der Abrechnungsbelege versäumt, eine Kontrolle hinsichtlich der notwendigen Angabe der Steuernummer des Vertragspartners vorzunehmen. 


Auch auf der Rechnung des Autors für die Buchlesungen fehlte die Steuernummer. Da dieser Autor auch im Jahr 2009 zwei Veranstaltungen in der Bibliothek durchführt, wird er im Vorfeld auf diesen Aspekt aufmerksam gemacht. 


Eine Information an die Finanzbehörde gemäß der Mitteilungsverordnung des Ministeriums der Justiz erfolgte entsprechend nicht.

In Zukunft wird darauf geachtet, dass auf den Abrechnungsunterlagen bzw. den Rechnungen auch die Steuernummern ausgewiesen werden. 


Ist dies nicht der Fall, so wird eine Mitteilung an die Finanzbehörde erfolgen, dass der Zahlungsempfänger voraussichtlich nicht im Rahmen einer gewerblichen oder freiberuflichen Tätigkeit gehandelt hat.


Eine entsprechende interne Organisationsverfügung zur Mitteilungspflicht gegenüber dem Finanzamt ist bereits mit Verfügung vom 14.10.2009 ergangen.

PF 17/08 - St (Prüfbericht S. 35) 

Es ist festzustellen, dass die Auszahlung von Zuwendungen vorgenommen wurde, für die kein Nachweis erfolgte, weil die Abrechnung im Widerspruch zu den Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen vertraglich ausgeschlossen wurde. Es wird empfohlen, diesen Widerspruch zu beheben.


Für die Bezuschussung der Sportvereine Merzien, Baasdorf und Wülknitz wurden 2008 erstmalig die am 01.11.2007 in Kraft getretenen “Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt)“ verwendet. 


Für die Bezuschussung der Betriebskosten pachtender Sportvereine sowie für das Sport- und Freizeitbad entfalten die „Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt)“ hingegen keine Wirkung. 

Wie das RPA richtig feststellt, liegen hier Zahlungsverpflichtungen vor, die bereits vor dem Inkrafttreten der Bewilligungsbedingungen einzelvertraglich geregelt worden sind. Diese Verträge sehen keinerlei Verwendungsnachweisführungen vor.


Bei den pachtenden Sportvereinen sehen die Pachtverträge eine jeweils 5-jährige Finanzierungsbindung ohne den Aufwand eines Verwendungsnachweisverfahrens vor. Vor Ablauf der jeweiligen Laufzeit sind die Zuschusshöhen neu zu verhandeln. Dabei werden die Betriebskostenzusammenstellungen der Vereine zugrunde gelegt, um Überbezuschussungen zu vermeiden. Dieses Verfahren soll, da es die wichtigste Vertragsgrundlage für die langjährige Pachtvertragsbindung überhaupt ist, beibehalten werden.


Auf diesem Umstand wurde bereits verwaltungsseitig während der Beratung der Bewilligungsbedingungen im Stadtrat hingewiesen. Ggf. hätte bereits hier ein klarstellender Passus eingearbeitet werden können bzw. müssen. 

Die Verwaltung beabsichtigt ohnehin eine kritische Bewertung der „Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt)“ nach dem ersten Anwendungsjahr. In diesem Zusammenhang wird auch dieser Aspekt in die Betrachtungen einfließen.

Für die Köthener Badewelt sind die Betriebskosten und das Nutzungsentgelt mit einer Laufzeit von 25 Jahren nach Vertragsabschluss 14.11.2001 einzelvertraglich gebunden. Die Verwendung der Mittel geht in die jährlichen Beteiligungsberichte der Palm Springs GmbH & Co. KG Freizeitanlage Köthen ein.


Ein Widerspruch zu den „Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt)“ besteht in diesem Fall nicht, weil diese die Zuschüsse für das Sport- und Freizeitbad nicht einbeziehen.


PF 18/08 – St (Prüfbericht S. 36-37) 

Es ist zu beanstanden, dass für die Kindertagesstätte „St. Anna“ der aus der Endabrechnung für das Jahr 2007 resultierende Überzahlungsbetrag in Höhe von 6.759 € bei Ermittlung des Zuschussbedarfs 2008 nicht zurückgefordert wurde. Es ist durch das Fachamt zu veranlassen, dass dieser Betrag bis zum 31. 12. 2009 zurück gezahlt wird.


Die Prüffeststellung ist berechtigt. 

Der Bescheid über die Abrechnung für das Jahr 2007 wies einen Nachzahlungsbetrag in Höhe von 6.759,00 € aus, der eigentlich vom Träger zurückzufordern war. 

Der Sachverhalt wurde mit dem Träger besprochen.

Eine tatsächliche Nachzahlung ist noch nicht erfolgt, jedoch wurde der Bescheid für 2007 entsprechend korrigiert. 

Der Erstattungsbetrag in Höhe von 6.759,00 € wird nunmehr mit der Abrechnung 2008 verrechnet.


Das gesamte Bezuschussungsverfahren ist durch Erstellung eines neuen Bescheid- und Abrechnungsverfahren, das mit Beginn des Jahres 2009 eingeführt wurde, völlig überarbeitet worden. Damit sollte ein solch systematischer Fehler, wie er 2008 hier erfolgt ist, nicht mehr eintreten. Dies gilt sinngemäß für die folgende Prüffeststellung ebenfalls. 


PF 19/08 (Prüfbericht S. 37) 

Es ist festzuhalten, dass bei der im Jahr 2008 durchgeführten Endabrechnung 2007 der Bezuschussung zum Betrieb des evangelischen Kindergartens „Guter Hirte“ unter Berücksichtigung einer im Jahr 2007 durchgeführten Sonderzahlung eine Überzahlung von 2.430,18 € entstanden ist, die bisher nicht zurückgefordert wurde. Durch das Fachamt ist dieser Betrag zurück zu fordern.


Die Prüffeststellung ist berechtigt. 

Der Bescheid über die Abrechnung für das Jahr 2007 wies einen Nachzahlungsbetrag in Höhe von 1.215,09 € aus, der vom Träger zurückzufordern war. Stattdessen erfolgte irrtümlicherweise eine Überweisung an den Träger, womit eine Überzahlung von insgesamt 2.430,18 € entstand.


Der Sachverhalt wurde mit dem Träger besprochen. Es erging bereits eine Bescheidkorrektur. Der Überzahlbetrag wird mit dem Abrechnungsergebnis für 2008 verrechnet.


PF 20/08 (Prüfbericht S. 38) 


Es ist zu beanstanden, dass für die im Jahr 2008 an die Gartensparten „Merzien“, „Arensdorf“ und „Flora e. V. in Baasdorf“ ausgereichten Zuschüssen von insgesamt 1.100 € keine Abrechnungsbelege vorgelegt werden konnten.


Es ist richtig, dass bei der Abrechnung der Zuschüsse an die Gartensparten die Frist gemäß Pkt. 4.7.1. der „Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt)“ nicht beachtet worden ist. 

Der Nachweis der Mittelverwendung der Zuschüsse aus dem Jahr 2007 erfolgte erst im Rahmen der Auszahlung der Zuschüsse 2008.


Die Abrechnungen der Zuschüsse 2008 und damit die korrekte Mittelverwendung durch die Gartensparten erfolgten zwischenzeitlich und wurden dem RPA vorgelegt. 

Es wird künftig darauf geachtet, dass die Abrechnungen fristgemäß vorgenommen werden.


6.
Finanzlage der Stadt Köthen (Anhalt)


6.1.
Vermögen


6.1.1.
Vermögensübersicht

PF 21/08 (Prüfbericht S. 38-39) 

Es wird empfohlen, dass mit der Stellungnahme der Verwaltung zum Prüfbericht der Jahresrechnung 2008 eine Übersicht über den tatsächlichen Stand des von der Stadt Köthen (Anhalt) eingebrachten Vermögens gegeben wird.


Die Prüffeststellung und ihre Begründung unterstellen, dass erst mit den Jahresabschlüssen der Gesellschaften, an denen die Stadt beteiligt ist, das in der Haushaltsrechnung durch die Verwaltung dargestellte Vermögen aktuell beziffert werden kann.

Da die Abschlüsse der Gesellschaften der Stadt, hier für das Wirtschaftsjahr 2008, erst nach dem 30.6.2009 vorliegen, soll die Verwaltung eine auf den Jahresabschlüssen basierende aktuelle Übersicht des Vermögens in der Stellungnahme zum Bericht des RPA´s geben.


Die Jahresabschlüsse der Gesellschaften verändern die in der Haushaltsrechnung 2008 dargestellten Werte nicht. 

Auch wenn dort Veränderungen des Eigenkapitals, zum Beispiel unter dem eingelegten Stammkapital zu verzeichnen sind, bleibt es in der Vermögensübersicht der Haushaltsrechnung gemäß § 39 (1) GemHVO und der dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften  bei der Ausweisung der Anschaffungskosten, nämlich des aufgewendeten und eingelegten Stammkapitals.


Das Vermögen ist in der Haushaltsrechnung also korrekt dargestellt und eine eventuelle Veränderung durch die Wirtschaftsführung des Jahres 2008 findet keinen Niederschlag in der Vermögensübersicht.

Die Veränderung des Eigenkapitals in den Gesellschaften lassen sich im Beteiligungsbericht nachvollziehen, nicht in der Haushaltsrechnung.


6.1.2.
Rücklagen


PF 22/08 – St (Prüfbericht S. 39) 


Es ist festzustellen, dass in Anbetracht des seit dem Jahr 2004 im Verwaltungshaushalt bestehenden Fehlbetrages eine Zuführung des Einnahmeüberschusses des Vermögenshaushaltes in Höhe von 52.200,28 € an die allgemeine Rücklage erfolgt ist und damit ein Verstoß gegen den § 22 Abs. 2 GemHVO LSA vorliegt. Ein Beitrag zur Beschleunigung der Haushaltskonsolidierung wurde verfehlt.


Nach Abschluss des Haushaltsjahres 2008 wies der Vermögenshauhalt einen Überschuss in Höhe von 52.200,28 € aus. In entsprechender Höhe erfolgte eine Zuführung an die allgemeine Rücklage.


Das RPA vertritt die Auffassung, dass eine Zuführung an den Verwaltungshaushalt hätte erfolgen müssen, um hier den Fehlbetrag bzw. die bereits angelaufenen Verlustvorträge zu mindern. 


§ 22 (2) GemHVO regelt, dass, soweit Einnahmen des Vermögenshaushaltes im Haushaltsjahr nicht für


- die Tilgung von Krediten, die Rückzahlung innerer Darlehen, die Kreditbeschaffungskosten  


  sowie die Ablösung von Dauerlasten


- Ausgaben für die Veränderung des Anlagevermögens, Zuweisungen und Zuschüsse Dritter


  sowie Verpflichtungsermächtigungen


- die Zuführung zum Verwaltungshaushalt


- zur Ansammlung von Sonderrücklagen oder


- zur Deckung von Fehlbeträgen (im Vermögenshaushalt)


benötigt werden, der allgemeinen Rücklage zuzuführen sind.


Nach Auffassung des RPA hätte nach dieser Rechtsvorschrift eine Zuführung der Mittel an den Verwaltungshaushalt erfolgen müssen, da dieser seit Jahren einen Fehlbetrag aufweist.


Dieser Auslegung der Vorschrift kann sich die Verwaltung nicht anschließen.

Die oben aufgeführten Ausgabearten definieren abschließend den Vermögenshaushalt eines Haushaltsjahres in seiner Gesamtheit. Es sind also abschließend alle Ausgabearten des Vermögenshaushaltes definiert, die im Rahmen der Haushaltsplanung geplant und im Rahmen der Ausführung verausgabt werden können und mit entsprechenden Einnahmen des Vermögenshaushaltes zu finanzieren sind. 

Dabei bezieht sich der Punkt „Deckung von Fehlbeträgen“ lediglich auf einen eventuell vorhandenen Fehlbetragsvortrag aus vergangenen Jahren des Vermögenshaushaltes (§ 1 Abs. 1 Nr. 9 GemHVO), aber nicht auf Fehlbeträge des Verwaltungshaushaltes (§ 1 Abs. 2 GemHVO).


Nach Abschluss des Vermögenshaushaltes im Rahmen der Jahresrechnung 2008 konnten alle geplanten Ausgaben, die im dem Haushaltsjahr fällig wurden, gedeckt werden. Eine Zuführung an den Verwaltungshaushalt war im Haushaltsplan nicht vorgesehen. Wenn die Vorschrift so auszulegen wäre, dass bei einem Überschuss eine Zuführung an den Verwaltungshaushalt zum Abbau der dort befindlichen Fehlbeträge zu erfolgen hat, würde dies ausdrücklich formuliert sein, analog dem Punkt „Deckung von Fehlbeträgen“, der sich hier nur auf die Fehlbeträge im Vermögenshaushalt bezieht.


Zudem regelt § 20 (3) S. 1 GemHVO, dass in der Rücklage Mittel zur Deckung des Ausgabenbedarfs im Vermögenshaushalt künftiger Jahre angesammelt werden sollen. Es sind sogar Mittel zuzuführen, wenn gemäß S. 2 sonst für Investitionen künftiger Jahre ein unvertretbar hoher Kreditbedarf entstehen würde.


In der Gesamtbetrachtung ist festzustellen, dass die erhöhten Einnahmen des Vermögenshaushaltes z. B. durch Zuweisungen, Verkaufserlöse oder Beiträge auch entsprechend künftig im Vermögenshaushalt zur Investition/Schaffung städtischen Vermögens eingesetzt werden. 


Im Übrigen regelt der § 22 (3) bzw. (4) GemHVO, in welchen Fällen eine Zuführung zum Ausgleich des Verwaltungshaushaltes unter bestimmten Voraussetzungen möglich ist. Eine Zuführung scheitert jedoch bereits daran, dass die in Rede stehenden Mittel nicht zum Ausgleich des Verwaltungshaushaltes führen würden.


Ein Beitrag zur Haushaltskonsolidierung wurde dennoch geleistet, in dem die Mindestzuführung vom Verwaltungshaushalt an den Vermögenshaushalt, aufgrund von Ersatzdeckungsmitteln an Grundstücksverkaufserlösen, gemindert werden konnte. Dadurch konnte der Fehlbetrag im Verwaltungshaushalt um 356.411,78 € reduziert werden, was in erheblichem Umfang zur Haushaltskonsolidierung beitrug.


7.
Rechenschaftsbericht

PF 23/08 (Prüfbericht S. 43) 


Es wird empfohlen, zusätzlich zur derzeitigen Verfahrensweise der Erläuterung der Abweichungen zwischen Plan und Ist die Abrechnung der Haushaltskonsolidierung maßnahmebezogen anhand des für das jeweilige Haushaltsjahr erstellten Haushaltskonsolidierungskonzeptes darzustellen.


Derzeit erfolgt die Abrechnung des aktuell zuletzt beschlossenen Haushaltskonsolidierungskonzeptes (HKK) im Folgejahr im Rahmen des 1. Nachtrages zum HKK des laufenden Jahres.


So wurde im 1. Nachtrag zum HKK 2009 die Abrechnung hinsichtlich des Haushaltsjahres 2008 vorgenommen und die bisherigen Abrechnungen entsprechend in den Jahren fortgeschrieben.

Trotz Empfehlung des RPA hält die Verwaltung daran fest, die Informationen zu den Umsetzungsständen weiterhin im HKK zu belassen und nicht dem Rechenschaftsbericht der Jahresrechnung beizufügen.


§ 15 (1) Nr. 7 GemHVO regelt lediglich, dass die aus dem aufgestellten HKK umgesetzten Maßnahmen zu erläutern sind. Dies geschieht, wie bereits erwähnt, im Rahmen des 1. Nachtrages zum HKK des Folgejahres. 


Diese Verfahrensweise hat sich bewährt und es sind alle wichtigen Informationen zu der geplanten sowie zu der bereits erfolgten Haushaltskonsolidierung einem Papier zu entnehmen.













Anlage 1.1

Jahresrechnung 2008 – überarbeitete Liste über offene Vergaben lt. Prüfbericht RPA

		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		1

		73

		Vergabe-Nr. B 2005/095


- Baumpflanzung Bergstraße




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.09.2009.



		2

		65

		Vergabe-Nr. B 2007/035


- Erneuerung Fenster 




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.09.2009.



		3

		65

		Vergabe-Nr. F 2007/042


- Lichtplanung Wallstraße 48




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 21.09.2009.



		4

		65

		Vergabe Nr. F 2007/050


- Objektplanung Straßenbeleuchtung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 02.10.2009.



		5

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/003


- Kita Löwenzahn, Fenster und


   Türen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 10.09.2009.






		6

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/007


- Wallstraße 48, Innenputzarbeiten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 31.08.2009.






		7

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/008


- Wallstraße 48, Sanitär- und 


   Lüftungsinstallation




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 02.09.2009.






		8

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/009


- Wallstraße 48,    


   Heizungsinstallation




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 26.08.2009.






		9

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/020


- Wallstraße 48, Tischlerarbeiten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 21.09.2009.



		10

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/033


- Lieferung und Montage Leuchten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 21.09.2009.



		11

		73

		Vergabe-Nr. B 2008/038


- Spielplätze, Reparatur Spielgeräte




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.09.2009.



		12

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/043


- OT Hohsdorf/Str. d. 7. Oktober,


   Fahrbahnreparaturarbeiten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 06.10.2009.



		13

		65




		Vergabe-Nr. B 2008/044


- Gemeindestraßen, Erneuerung


   Fahrbahnmarkierungen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 22.09.2009.






		14

		65




		Vergabe-Nr. B 2008/045 


- Merzien, Neue Straße, 


   Oberflächenbehandlung

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 01.10.2009.



		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		15

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/046


- Trautmannstraße, Oberflächen-


   behandlung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 01.10.2009.



		16

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/047


- Wallstraße 48, Einbruchmelde-


   anlage




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 31.08.2009.



		17

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/050


- Wallstraße 48, Malerarbeiten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 03.09.2009.



		18

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/051


- Wallstraße 48, Regalsystem und 


   Fußbodendielung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 07.09.2009.






		19

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/053


- Wallstraße 48, Betonwerkstein-


   arbeiten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 21.09.2009






		20

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/059


- Wallstraße 48, Metallbauarbeiten-


   Brandschutztüren




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 17.08.2009.






		21

		73

		Vergabe-Nr. B 2008/066


- wassergebundene Wege,


   Sanierung und Pflege




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 11.09.2009.






		22

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/074


- OT Dohndorf, Straßen-


   entwässerung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 02.10.2009.



		23

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/079


- Wallstraße 48, Glastrennwand-


   und Türelemente




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 26.08.2009.





		24

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/087


- Wallstraße 48, Malerarbeiten


   Anbau

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 26.08.2009.






		25

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/001


- EDV-Abteilung, Standard-


   Softwarelizenzen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		26

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/002


- EDV-Abteilung, Erweiterung


   Webgis




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		27

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/003


- EDV-Abteilung, Software


  Gebäudebewertung

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		28

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/004


- EDV-Abteilung, Zeiterfassungs-  


   system




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		29

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/005


- EDV-Abteilung, Systemsicher-


   heitslösung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		30

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/006


- EDV-Abteilung, Systemsicher-


   heitslösung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		31

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/007


- EDV-Abteilung, Lieferung und


   Installation v. DV




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		32

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/008


- EDV-Abteilung, Lieferung und


   Installation v. DV




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		33

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/010


- Grünanlagen, Ausführung von    


   Pflegeleistungen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 18.09.2009.






		34

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/011


- Grünanlagen, Ausführung von 


   Pflegeleistungen 




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 18.09.2009.






		35

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/018


- Rathaus, Lieferung Büromaterial




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 06.10.2009.



		36

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/023


- EDV-Abteilung, Flachbett- 


   Tintenstrahldrucker




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		37

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/037


- Friedhof, Sanierung Kriegsgräber

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 11.09.2009.






		38

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/039


- EDV-Abteilung, Lieferung/     


  Installation Großformatdrucke




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		39

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/041


- EDV-Abteilung, Lieferung von Verbrauchsmaterial




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		40

		32

		Vergabe-Nr. L 2008/044


- Obdachlosenunterkunft,   


   Anmietung transportabler


   Toiletten

		Die Abrechnung erfolgt Anfang Januar 2010, da Rechnungs-legung erst Ende des Jahres 2009 ist.



		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		41

		65

		Vergabe-Nr. L 2008/050


- Windmühlenstraße,  


   Materiallieferung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 02.10.2009.



		42

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/058


- EDV-Abteilung, Lieferung und 


   Installation DV-Ausstattung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		43

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/059


- EDV-Abteilung, Lieferung und  


   Installation DV-Ausstattung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		44

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/073


- EDV-Abteilung, Erweiterung


   Firewall




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		45

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/075


- Ausgleichsfläche Landwiese,   


   Ausführung von Pflegearbeiten

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.09.2009






		46

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/081


- Spielplatz Plötzkauer Ring,    


   Lieferung Sandbaustelle




		Die Abrechnung der Vergabe


erfolgte 10.02.2009



		47

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/083


- Bauhof, Lieferung Arbeitsschutz-


   bekleidung




		Die Abrechnung der Vergabe

erfolgte am 02.11.2009.



		48

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/084 


Stadt Köthen, Winterdienst




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 17.09.2009.



		49

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/085


- Stadt - Köthen, Winterdienst




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 17.09.2009.



		50

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/089


- EDV-Abteilung, Lizenz- 


   Erweiterung awiso




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		51

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/095


- EDV-Abteilung, Lieferung


   Notebook




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		52

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/108


- EDV-Abteilung, Softwareupgrade  


   Autista 2009




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		53

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/113


- Gemeindestraßen, Wettervorher-


   sage




		Die Abrechnung der Vergabe


erfolgte am 02.11.2009.



		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		54

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/116


   Buschteich Köthen, 


   Rattenbekämpfung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.09.2009






		55

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/118


- EDV-Abteilung, Anbindung der


   Bibliothek




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		56

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/119


-  Stadt - Köthen, Lieferung 


    Beet -Gruppenpflanzen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 28.09.2009.






		57

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/121


Stadt - Köthen, Lieferung 


von Rindenmulch




		Die Abrechnung der Vergabe.

erfolgte am 02.11.2009.



		58

		65

		Vergabe-Nr. L 2008/123


Schulstraße, Lieferung 


Natursteinpflaster




		Die Aufträge sind noch nicht


vollständig erledigt und daher

können die Vergabeabrechnungen


noch nicht erstellt werden.


Die Abrechnung erfolgt Anfang


2010.






		59

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/125


- EDV-Abteilung, F-Secure,


   Supportverlängerung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		60

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/126


- EDV-Abteilung, Standard 


   Softwarelizenzen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		61

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/128


- EDV-Abteilung, Online 


   Melderegisterauskünfte




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		62

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/129 

- EDV-Abteilung, Software/


  Hardware für Inventarisierung




		Die Aufträge sind noch nicht vollständig erledigt und daher können die Vergabeabrechnungen noch nicht erstellt werden.





		63

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/130


- EDV-Abteilung, Systemlösung 


   Marktwesen




		Die Aufträge sind noch nicht vollständig erledigt und daher können die Vergabeabrechnungen noch nicht erstellt werden.






		64

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/001


   B-Plan Nr. 41, GOP-


   Überarbeitung Planentwurf




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 13.10.2009.



		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		65

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/002


- Schrebergartenweg Baasdorf,


   Bauwerksuntersuchung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 30.09.2009.



		66

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/007


- Schalaunische Straße, Gutachten


   zur Schadensaufklärung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.10.2009.



		67

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/010


- Kreuzung Spring-/Stiftstraße,


   Straßenplanung




		Die Kostenfeststellung ist noch 


ausstehend. Somit kann die 

Planungsleistung noch nicht ab-


gerechnet werden.






		68

		73

		Vergabe-Nr. F 2008/018


- Merzien, Ergänzung von 


   Wasserrechten in Karten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.09.2009.






		69

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/019


- ARE Gahrendorf, 


   23. Änderung 


   Flächennutzungsplan




		Leistung noch nicht komplett


erbracht - Änderung des Planes

aufgrund der TÖB – Beteiligung,

Verfahrensverlängerung.

Nach Abschluss des Verfahrens


erfolgt die Abrechnung Anfang


2010.



		70

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/020


- Gr. u. Kleinwülknitz, 24.  


   Änderung Flächenutzungsplan




		Leistung noch nicht komplett


erbracht - Änderung des Planes


aufgrund der TÖB – Beteiligung,

Verfahrensverlängerung.

Nach Abschluss des Verfahrens


erfolgt die Abrechnung Anfang


2010.



		71

		73

		Vergabe-Nr. F 2008/021


- Schloßgraben, Planungsleistungen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.09.2009.



		72

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/031


- Wörbziger Weg/Dohndorf


   Planung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 02.10.2009.



		73

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/035


- Heinrich-Heine-Straße,


   Baugrundgutachten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 30.09.2009.



		74

		73

		Vergabe-Nr. F 2008/038


- Badergarten, Planung LP 7-9




		Wegen der Pflegemaßnahmen kann die Abrechnung der Vergabe erst im Jahr 2011 erfolgen.





		75

		73

		Vergabe-Nr. F 2008/040


- Paschlewwer Straße, 


   Baumgutachten

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.09.2009.






		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		76

		60

		Vergabe-Nr. F 2008/045


- Badergasse, Zerlegungs-


   Vermessung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 06.08.2009.



		77

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/049


- Ludwigstraße, Workshop 


   Ludwigstraße und Friedenspark




		Vertraglich vereinbarter Termin ist der 15.12.2009 und so lange läuft der Auftrag. Abrechnung erfolgt nach dem 15.12.2009.



		78

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/050


- H.-Heine-Straße/Mendelssohn-


  straße, Vermessung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 04.11.2009.



		79

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/051


- Stadt – Köthen, 23. Änderung 


   Flächennutzungsplan




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 09.09.2009.






		80

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/052


- Stadt - Köthen, Fortschreibung


   der Dorfentwicklungsplanung




		Die Aufträge sind noch nicht


vollständig erledigt und daher


können die Vergabeabrechnungen noch nicht erstellt werden.


Die Abrechnung erfolgt Anfang 2010.



		81

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/054


- An der Rüsternbreite,


   Gutachtenerstellung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 02.10.2009.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Stellungnahme des OB zur Jahresrechnung 2008.doc



Stadt Köthen 
(Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Niederschrift 
über die 1. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses
öffentlicher Teil

Köthen (Anhalt), 12.11.2009

Die Sitzung fand statt:

Datum :
Beginn : 
Ende :

10.11.2009
18:30
19:30

Ort :
Straße :
Raum :

06366 K ö t h e n ( A n h a l t )
Wallstraße 1-5
Großer Sitzungsraum 217

Anwesende Mitglieder
lt. Teilnehmerliste :

8 (siehe Anhang) 

Von der Verwaltung
waren anwesend :

Ingrid Leipold (AL), (Amt 14) 
Dana Rösler (AL), (Amt 20) 
Sylke Rolle (Sekr. OB)

Außerdem waren
anwesend (Gäste) :

- 

Tagungsleitung : Heiko Lehmann

Schriftführer : Sylke Rolle

Ausschussvorsitzend
er

Amtsleiterin Protokollführerin

Heiko Lehmann Ingrid Leipold Sylke Rolle



Tagesordnung

TOP Thema Vorl.-Nr. 

1 Eröffnung 

1.1 Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Ordnungsmäßigkeit der -  
 Ladung   

2 Behandlung der öffentlichen TOPs 

2.1 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) -  
2.2 Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) -  
2.3 Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil) -  
2.4 Haushaltsrechnung 2008 der Stadt Köthen (Anhalt) 2009256/1  
 Bericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung der   
 Jahresrechnung des Haushaltsjahres 2008 mit der Stellungnahme   
 des Oberbürgermeisters zum Prüfbericht und Entlastung des   
 Oberbürgermeisters   
2.5 Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil) -  

3 Behandlung der nichtöffentlichen TOPs 

3.1 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtöffentlicher -  
 Teil)   
3.2 Informationen der Verwaltung (nichtöffentlicher Teil) -  
3.3 Bestätigung der Tagesordnung (nichtöffentlicher Teil) -  
3.4 Anfragen und Anregungen (nichtöffentlicher Teil) - 



Protokolltext

Öffentlicher Teil

zu TOP 1.1:
Die Beschlussfähigkeit und die Ordnungsmäßigkeit der Ladung wurden festgestellt.

zu TOP 2.1:
Die Niederschrift öffentlicher Teil der Sitzung vom 19.05.2009 wurde zustimmend zur 
Kenntnis genommen.

Herr Dr. Richter bemerkt kritisch, dass man am Datum der Niederschrift sehen kann, dass 
der Rechnungsprüfungsausschuss bereits seit fünf Monaten nicht mehr getagt hat.

zu TOP 2.4
Frau Leipold macht folgende Anmerkungen zur Jahresrechnung:

* Vergabeprüfung
Abrechnung von Vergaben
Prüfbericht Seite 30, Stellungnahme der Verwaltung Seite 6:

Stand der offenen Vergaben
Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass für 3 Vorhaben neue Fälligkeiten festgesetzt 
und 5 Vorhaben sind noch nicht abgeschlossen sind, waren per 09. 11. 2009 von den 
ursprünglich 81 noch nicht abgerechneten Vergaben noch 2 Vergaben ohne Angabe von 
besonderen Gründen offen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Firmen an die Stadt Rechnungen senden, die von der 
Stadt nach entsprechender Prüfung bezahlt werden. Die Abrechnung der Vergaben erfolgt 
von den Fachämtern gegenüber dem RPA auf den Formblättern der vom Stadtrat 
beschlossenen Dienstanweisung (Vergabe- und Beschaffungsordnung).

* Zur Problematik „Beschaffung von 8 Personalcomputern“
Haushaltsausgabereste
PF 08/08
Prüfbericht Seite 15 -17, Stellungnahme der Verwaltung Seiten 3 bis 4:

Es ist hier klarzustellen, dass überplanmäßig bereitgestellte Mittel nicht übertragbar sind 
und demzufolge die Bildung von Haushaltsausgaberesten haushaltsrechtlich nicht möglich 
war.
Es wird darauf hingewiesen, dass am 09.01.2009 die Submission war und die Rechnung am 
27. 02.09 teilweise aus Mitteln des Haushalts 2009 bezahlt wurde, obwohl der 
Haushaltsplan noch nicht von der Kommunalaufsicht genehmigt war.

Verstoß gegen die VOL
PF 13/08
Prüfbericht Seite 30-31, Stellungnahme der Verwaltung Seite 6:

Der Verstoß gegen die VOL liegt darin begründet, dass nicht beachtet wurde, dass bei 
Einleitung der Ausschreibung nicht beachtet wurde, dass die Finanzierung nicht 
abgesichert war. Es bestanden 2 Varianten: 
1. keine Ausschreibung vorzunehmen,
2. die Ausschreibung vor Ablauf der Zuschlagsfrist aufzuheben (mit der Konsequenz 
der Klagemöglichkeit der Bieter)



*Zur Problematik „Beschaffung von 3 Geschirrspülern“
Haushaltsrecht- Kassenwesen
PF 11/08
Prüfung der Kassenbelege – über- bzw. außerplanmäßige Ausgaben – Hinweis auf ein 
funktionierendes Gebäudemanagement

Der erste Vertrag über die Einführung von Reinigungsleistungen wurde nach 
entsprechendem Ausschreibungsverfahren vom Hauptamt geschlossen und umfasste alle 
Reinigungsleistungen der Stadt. Diese Zuständigkeit ist dem Hauptamt auch als 
Beschaffungsstelle lt. Anlage 1 der Vergabe- und Beschaffungsordnung der Stadt Köthen 
gegeben. Fristende dieses Vertrages war der 31. 12. 2008.
Bei der Neuausschreibung der Reinigungsleistungen wurde vom Hauptamt ausgeschrieben, 
jedoch die Auftragsvergabe auf zwei Fachämter verteilt.
Laut Stellungnahme der Verwaltung wurde im Rahmen der mit der Ausschreibung der 
Reinigungsleistungen in den Kita´s notwendigen Objektbegehungen festgestellt, das 3 
Geschirrspüler defekt waren und vom bisherigen Dienstleiter ersetzt wurden.
Das RPA ist der Meinung, dass bereits zu diesem Zeitpunkt (Zeitpunkt des Bekanntwerdens) 
die Finanzierung der Ersatzbeschaffung von 3 Geschirrspülern im Nachtragshaushalt hätte 
eingeplant werden können. Deshalb sah das RPA im Dezember 2008 bei der Beantragung 
der über- bzw. außerplanmäßigen Ausgaben die zeitliche Unabweisbarkeit (lt. § 97 GO LSA) 
nicht mehr gegeben.

*Prüfung von Vergaben
PF 14/08
Prüfbericht Seite 31 , Stellungnahme der Verwaltung Seiten 6-7:

Das RPA erhielt Kenntnis über die Vergabe von 3 Geschirrspülern, als die Anträge auf über- 
bzw. außerplanmäßige Ausgaben vorgelegt wurden.
In der vom Stadtrat beschlossenen DA (Vergabe- und Beschaffungsordnung) sind Vergaben 
vor der Auftragserteilung dem RPA anzuzeigen.
Die Begründung des Absehens von einer öffentlichen Vergabe erfolgte dahingehend, dass 
das Haushaltsjahr Ende Dezember endet und damit die Nichtfinanzierbarkeit drohe. Diese 
Tatsache stellt für das RPA „Dezemberfieber“ dar und kann keine Begründung für das 
Absehen vom öffentlichen Ausschreibungsverfahren sein (siehe § 3 Abs. 4 Nr. 3 VOL/A).

*Prüfung von Verwendungsnachweisen
PF 15/08 Zuschuss an die Wirtschaftsförderungsgesellschaft
Im Jahr 2006 wurde ein Zuschuss in Höhe von 14.000 € gewährt, der bis 31. 12. 2008 
abzurechnen war. Die Abrechnung ging am 20. 05. 2009 im RPA ein, allerdings mit einem 
noch offenen Betrag in Höhe von 1.360,52 €. Um diesen Betrag wurde die 4. und letzte 
Rate des im Jahr 2009 geplanten Zuschusses gekürzt und im Haushalt bei der 
Haushaltsstelle 02000.15000 als Einnahme angeordnet.  

*Zuschüsse an die Freien Träger
PF 18/08 Überzahlung in Höhe von 6.759 € für die Kindertagesstätte „St. Anna“
Prüfbericht Seiten 36 - 37, Stellungnahme der Verwaltung Seite 9:

Am 3.11.2009 wurde dem RPA mitgeteilt, dass die zur Abrechnung des Zuschusses 
erforderlichen Unterlagen noch nicht vollständig im Fachamt vorliegen. Mit Schreiben vom 
20.08.2009 wurde dem Freien Träger mitgeteilt, dass für 2007 ein Überzahlungsbetrag von 
6.759 € bei der noch ausstehenden Endabrechnung für 2008 berücksichtigt wird.

*PF 19/08 Überzahlung von 2.430,18 € für die Kindertagesstätte „Guter Hirte“



Prüfbericht Seite 37, Stellungnahme der Verwaltung Seite 9:

Der Überzahlungsbetrag wurde im abschließenden Bescheid für 2008 berücksichtigt.

Laut Mitteilung der Fachamtes vom 03.11.2009 an das RPA wird vor Erlass eines 
Rückforderungsbescheides an den Kreisverband der AWO für den Betrieb der ITE 
„Spatzennest“ eine Anhörung durchgeführt.

*Zuschüsse an die Gartensparten
PF 20/08
Prüfbericht Seite 38, Stellungnahme der Verwaltung Seiten 9 – 10:

Die korrekte Abrechnung der im Jahr 2008 gewährten Zuschüsse erfolgte nur für die 
Gartensparte in Arensdorf (Verwendungsnachweis vom 03. 03. 2009; vom Fachamt geprüft 
am 31. 08. 09).

Haushaltsstelle 58000.71800 Zuschuss an den Gartenverein Merzien in Höhe von 500 €
Mit der Beantragung des Zuschusses für 2009 am 09.07.2009, der am 03.09.2009 bewilligt 
wurde, wurde ein Verwendungsnachweis über die Mittel des Jahres 2009 abgegeben. 
Dadurch kam zum Ausdruck, dass der Gartenverein Merzien im Jahr 2009 in Vorleistung 
gegangen war. Eine Abrechnung aus 2008 wurde bis zum heutigen Zeitpunkt nicht 
vorgelegt.

Haushaltstelle 58000.71802 - Zuschuss an die Gartensparte „Flora e. V.“ in Baasdorf in 
Höhe von 100 €
Für den im Jahr 2008 gewährten Zuschuss wurde kein Nachweis vorgelegt. 

*Vermögensübersicht
PF 21/08
Prüfbericht Seiten 38-39, Stellungnahme der Verwaltung Seite 10:

Richtig ist, dass lt. § 39 (1) GemHVO LSA und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften 
die Beteiligungen mit dem Anschaffungswert nachzuweisen sind.
Vom RPA wurde am 07.02.2008 der Prüfbericht zur Jahresrechnung 2006 ergänzt.
Darin wurde verdeutlicht, dass das Stammkapital der städtischen Gesellschaften 
Homöopathie- und Wissenschaftsservice GmbH, Köthener Bachgesellschaft und Köthen 
Kultur und Marketing GmbH nicht mehr in vollem Umfang vorhanden war.
Leider liegt dem RPA bis zum heutigen Zeitpunkt der Jahresabschluss der Homöopathie- 
und Wissenschaftsservice GmbH noch nicht vor.
Anliegen des RPA war, im Prüfbericht zur Jahresrechnung 2008 auf die Entwicklung des 
tatsächlichen Standes des Eigenkapitals in den bereits zur Jahresrechnung 2006 näher 
betrachteten GmbH`s hinzuweisen.

*Rücklagen
PF 22/08
Prüfbericht Seite 39, Stellungnahme der Verwaltung Seiten 10-11:

Die Darstellung der haushaltsrechtlichen Betrachtung der Rücklagenbildung durch die 
Verwaltung geht nach Ansicht des RPA nicht auf die Situation ein, dass sich die Stadt in der 
Haushaltskonsolidierung befindet.
Vom RPA wurde im Prüfbericht wiederholt auf das Schreiben des Ministeriums des Innern 
des LSA vom 24.09.2004 hingewiesen, in welchem Hinweise zur Haushaltskonsolidierung 
gegeben werden.
Danach sind Mehreinnahmen zur Reduzierung des Fehlbetrages des Verwaltungshaushaltes 



einzusetzen.
Haushaltstechnisch hätte der im Vermögenshaushalt entstandene Einnahmeüberschuss 
außerplanmäßig an den Verwaltungshaushalt zugeführt werden können. Allerdings wäre 
hierzu ein Stadtratsbeschluss notwendig gewesen. Damit wäre das aus Vorjahren 
aufgelaufene Defizit verringert und damit die Haushaltskonsolidierung um rd. 52.200 € 
beschleunigt worden.

StRin Hinze macht zur Jahresrechnung folgende Bemerkungen:

Wenn man über die Jahre verfolgt hat, was durch das Rechnungsprüfungsamt bei der 
Prüfung der Jahresrechnung ans Tageslicht befördert wurde, dann ist das jedes Mal 
erschreckend. Wenn man sich die einzelnen Punkte ansieht, dann sind das aus meiner Sicht 
recht heftige Dinge. Dabei geht es nicht allein um die Summe. Aber das Verhalten von 
einzelnen Personen in der Verwaltung ist nicht hinnehmbar. Vielleicht passiert dies ja 
deshalb, weil man glaubt, es werden nur stichprobenartige Kontrollen durchgeführt und da 
kommt es nicht raus. Aber bei einzelnen Punkten, wie z.B. die Anschaffung der PC´s oder 
der Geschirrspülautomaten, kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, als ob hier 
bewusst vorgegangen wurde. 

Zu den Geschirrspülern steht geschrieben (Seite 22), dass die Küchenhilfsleistungen nicht 
separat ausgeschrieben worden sind und man hat dann die erforderlichen Leistungen vom 
Gewinner der Ausschreibung, der Firma RWS, übernommen. Welche Kosten sind hier für 
die Stadt entstanden? Wurde dies in der Ausschreibung einfach nicht berücksichtigt, dass 
man Geschirrspüler braucht und weshalb hat die Stadt damals nicht eigene Geschirrspüler 
angeschafft, denn jetzt wurde ja doch selbst angeschafft. Ist geplant gewesen, dass von 
der Gebäudeservicefirma die Geschirrspüler zur Verfügung gestellt werden? Welche Kosten 
sind für die Stadt dadurch entstanden über die Jahre, in denen sie genutzt wurden? 
Weshalb hat man jetzt festgestellt, selbst welche anzuschaffen und nicht mehr von der 
Gebäudeservicefirma zu nutzen. 

Bei den Computern und bei den Geschirrspülern kommt das Gefühl auf, dass man hier 
bewusst die Möglichkeiten ausgereizt hat, die man hat. 

Was noch schlimmer ist, ist die Problematik mit der Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
(Seite 33/34). In der Sachdarstellung wurde aufgeführt, dass dieses Geld geplant war für 
eine Aquisemaßnahme „Unternehmer werben für Unternehmer“. Aber diese Maßnahme 
wurde gar nicht durchgeführt. Die Übertragung auf andere Haushaltsstellen oder auf 
andere Bereiche in der Wirtschaftsförderungsgesellschaft sollte erläutert werden. Hier 
wäre zu prüfen, wenn die Mittel nicht gebraucht werden und Maßnahmen, die vorher groß 
angekündigt worden sind, nicht gemacht werden, ob hier personelle Konsequenzen 
gezogen werden sollten. Auch sollte man darüber nachdenken, die Mittel für die 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft zu kürzen.

Den Boden des Fasses schlagen die beiden Punkte Zuschüsse für die Kita „St. Anna“ und 
„Guter Hirte“ aus. Dies ist deutlich festzustellen. Im SK wird schon seit Jahren vom 
Schulamt eine ordentliche Darstellung der Zuschüsse gegenüber dem Ausschuss gefordert. 
Dies erfolgt nicht. Man kann froh sein, dass das Rechnungsprüfungsamt diese Punkte 
überhaupt überprüft hat, da in der Richtlinie die Forderung der Fraktion Die Linke, dass 
das Rechnungsprüfungsamt die Vergabe der Zuschüsse überprüfen muss, nicht 
aufgenommen wurde. Die Verdachtsmomente der Fraktion haben sich tatsächlich 
bestätigt. Das ist nicht das erste Mal. Auch als vor einigen Jahren der Landesrechnungshof 
da war, gab es schon Überzahlungen an Freie Träger, wo die Verwaltung nicht einmal auf 
die Idee gekommen ist, diese Mittel zurückzufordern. Und hier wurde es nun nicht nur 
nicht zurückgefordert, sondern auch noch einmal überwiesen. Es kann nicht sein, dass hier 



so fahrlässig mit den Steuergeldern und mit den Mitteln der Stadt umgegangen wird. Hier 
muss man ernsthaft über disziplinarische Maßnahmen nachdenken. 

StR Müller vermisst im Bericht die Prüfberichte für Ku-Ka-Kö und Stadtfest. 

Frau Leipold teilt zur Anmerkung von Herrn Müller mit, dass die Verwendungsnachweise 
2006 und 2007 bereits geprüft worden sind. Diese lagen im letzten 
Rechnungsprüfungsausschuss den Stadträten vor. Auch den Fraktionen wurde das 
Prüfungsergebnis zur Verfügung gestellt. Für beide Jahre waren die 25.000 Euro mit 
Rechnungen belegt. Es wurde nachgewiesen, dass dafür die Veranstaltungen eintrittsfrei 
durchgeführt wurden. Auch der Verwendungsnachweis für 2008 wurde zwischenzeitlich 
geprüft. Auch hier konnte keine Beanstandung festgestellt werden. 

StR Müller fragt, ob nicht weitere Mittel für den Ku-Ka-Kö eingestellt waren.

Frau Rösler erläutert dazu, dass es den Betriebskostenzuschuss für Ku-Ka-Kö nicht mehr 
gibt, da diese nicht mehr in einem städtischen Objekt untergebracht sind. Ku-Ka-Kö hat 
jetzt ein eigenes Objekt. Seitdem erhält der Verein nur noch die 25.000 Euro für das 
Stadtfest. Dieses wird auch abgerechnet. Die Unterlagen für 2009 sind zwischenzeitlich bei 
der Stadt eingegangen und werden noch geprüft. 

Weiterhin weist Frau Rösler darauf hin, dass Herr Frolow die Beantwortung der Anfragen 
zu den Kita´s im SK oder im HA vornehmen sollte. Mit Einführung des neuen Bescheid- und 
Abrechnungsverfahrens dürften solche Sachen zukünftig nicht mehr auftauchen. 

Zu den Geschirrspülern erläutert Frau Rösler, dass die Geschirrspüler, die seit Anfang der 
90er Jahre in den Einrichtungen waren, im Eigentum der Stadt waren. Diese wurden nicht 
über den Dienstleister bezogen. Diese hatten einen hohen Reparaturaufwand und waren 
dann irgendwann kaputt. Damals musste schnell Ersatz beschafft werden. Der damalige 
Dienstleister hat eigenmächtig, ohne die Verwaltung zu informieren, eigene Geschirrspüler 
dort aufgestellt. Die Verwaltung war immer in dem Glauben, die Geschirrspüler gehören 
der Stadt. Nachdem der Vertrag auslief und ein neuer ausgeschrieben wurde, hat eine 
Begehung stattgefunden. Dabei wurde festgestellt, dass die Geschirrspüler nicht der Stadt 
gehören und vom Dienstleister damals kurzfristig zur Verfügung gestellt wurden. Der 
Dienstleister hat die Geschirrspüler nach Auslaufen des Vertrages wieder mitgenommen, 
was auch sein gutes Recht war. Danach bestand für die Stadt nur die Möglichkeit zu 
prüfen, was der neue Dienstleister anbietet bzw. was kostet es, wenn die Stadt selbst 
welche anschafft. Es wurden Angebote eingeholt und das Ergebnis war, dass es am 
wirtschaftlichsten ist, wenn die Stadt sich selbst die Geschirrspüler anschafft. 
Im Rahmen der überplanmäßigen Ausgabe musste schnell gehandelt werden. Hier besteht 
mit dem RPA keine Einigkeit, da das RPA sagt, dass eine zeitliche Unabweisbarkeit nicht 
gegeben war. Man hätte es früher merken können. Sicherlich hätte man es früher merken 
können, wenn der Dienstleister früher informiert hätte, dass die Geschirrspüler so defekt 
waren, dass er eigene hinstellen musste. Für die Verwaltung war eine zeitliche 
Unabweisbarkeit gegeben, denn es bestand keine Wahl, der Betrieb musste 
aufrechterhalten werden. Richtig bemängelt wurde, dass das Verfahren hier nicht 
ordnungsgemäß gelaufen ist, d.h. dass das Fachamt diese freihändige Vergabe 
durchgeführt hat, ohne dies dem RPA laut Vergabe- und Beschaffungsordnung im Vorfeld 
anzuzeigen. Auch das Verfahren zur Bereitstellung der überplanmäßigen Ausgabe lief nicht 
ganz korrekt ab. Der Begriff „Dezemberfieber“ trifft hier aber nicht zu.

Die Anfrage zur Wirtschaftsförderungsgesellschaft wird im Hauptausschuss beantwortet.

StR Barche merkt zu den Geschirrspülern an, dass es irritierend sei, dass eine Firma 



einfach mal so 4.600 Euro zur Verfügung stellt. Es ist aber verständlich, dass sie diese der 
nachfolgenden Firma nicht einfach überlassen wollte. Dass dies durch die Firma aber nicht 
gegenüber der Stadt angezeigt wurde, ist ein merkwürdiges Verhalten. 

Weiter berichtet er, dass StR Tauer ihn angesprochen hat zum Thema Gartensparte in 
Merzien. Die Vorsitzende der Gartensparte hat Herrn Tauer gegenüber versichert, dass sie 
die Abrechnung für das Jahr 2008 schon abgegeben hat und diese dem Fachamt vorliegen 
müsste. 

Frau Leipold bemerkt dazu, dass mit der Auszahlungsanordnung für 2009 der 
Verwendungsnachweis 2009 mit Belegen aus dem Jahr 2009 abgegeben wurde und zeigt 
ihm die Kopien dieser Unterlagen.

Der Ausschussvorsitzende fragt, was mit den alten defekten Geschirrspülern der Stadt 
passiert ist, denn es kann ja nicht sein, dass man einfach etwas Neues hinstellt und das 
Alte einfach mitnimmt. Er bittet um Klärung der Angelegenheit.

StRin Beneke-Bädelt merkt hierzu kritisch an, dass eine Reparatur der defekten 
Geschirrspüler als Alternative nicht geprüft wurde. 

StR Dr. Richter ist der Meinung, dass die Geschirrspüler eine Inventarnummer haben 
müssten. Damit könnten diese nicht so einfach entsorgt werden.

Frau Rösler berichtet, dass es Inventarnummern erst mit Einführung der Doppik geben 
wird. Diese werden zurzeit in allen Bereichen der Stadt aufgebracht. Zur Frage, was mit 
den alten Geschirrspülern passiert ist, sichert sie eine Klärung bis zum SK oder HA zu.

Zu den Unterlagen der Gartensparte Merzien bemerkt Frau Rösler, dass hier vielleicht ein 
Missverständnis vorliegt. Es könnte sein, dass die Gartensparte am Ende des Jahres 2008 
den ausgezahlten Zuschuss nicht mehr geschafft hat, komplett auszugeben und dieses dann 
erst im Jahr 2009 ausgegeben hat. Vielleicht wurde das Formular nur falsch ausgefüllt. 
Frau Rösler sichert zu, die Unterlagen bis zum Hauptausschuss nochmals prüfen zu lassen. 

StRin Hinze bemerkt, dass in der Stellungnahme immer wieder auf die allgemeinen 
Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen verwiesen wird. Haben die 
Stadträte diese Bewilligungsbedingungen auch ausgehändigt bekommen mit den gesamten 
Unterlagen (grüner Hefter)? Weiterhin fragt sie, ob diese Bewilligungsbedingungen 
uneingeschränkt gelten oder gibt es Sonderregelungen für den Ku-Ka-Kö. Wenn ja, welcher 
Art sind diese Sonderregelungen. Welches Fachamt prüft die Verwendung der Mittel, die 
der Ku-Ka-Kö jedes Jahr bekommt?

Frau Rösler erläutert dazu, dass es im Jahr 2005 dazu einen Stadtratsbeschluss gab. Darin 
wurde beschlossen, dass die 25.000 Euro eine Festbetragsfinanzierung sind und Nachweise 
zu erbringen sind, wie diese 25.000 Euro eingesetzt werden. Es wurde außerdem die 
Bedingung festgeschrieben, dass die Veranstaltungen, die mit diesem Geld finanziert 
werden, kostenfrei durchzuführen sind. Das verantwortliche Fachamt für die Prüfung der 
Verwendung des Zuschusses ist die Kämmerei. Hier gelten die allgemeinen 
Bewilligungsbedingungen im Rahmen des gefassten Stadtratsbeschlusses. 
Frau Rösler sichert zu, den damals gefassten Stadtratsbeschluss im Hauptausschuss 08.12. 
auszureichen.

StR Barche spricht an, dass er gelesen hat, dass es Belege gibt, wo die Steuernummer von 
denjenigen gefehlt hat, die das Geld bekommen haben (Seite 34). Wird dieses Geld nur 
von Mitarbeitern der Kasse ausgegeben? Wird dort dann nicht nachgefragt? Man kann doch 



das Geld nicht ausgeben ohne die Steuernummer.

Frau Leipold antwortet, dass dieses Geld als Vorschuss an die Ortsbürgermeister 
ausgezahlt wird. Die Abrechnungsunterlagen bekommt dann das Fachamt. Das RPA holt 
sich die Belege vom Fachamt. Inzwischen sind die fehlenden Steuernummern nachgereicht 
worden. Die Angelegenheit ist geklärt. 

Frau Rösler ergänzt dazu, dass die Stadt diese Ausgaben dem Finanzamt melden muss. In 
Zukunft wird die Verwaltung darauf hinweisen, dass die Steuernummer mit anzugeben ist.

Frau Beneke-Bädelt fragt zum Zuschuss an Kita „Guter Hirte“ (Seite 37), warum es hier 
heißt „ist“ zurückzufordern. 

Frau Leipold erklärt, dass die Überzahlung nicht zurückgefordert wurde, sondern diese 
Mittel verrechnet wurden. Eine Prüfung hat dies bestätigt. Damit kann die Forderung des 
RPA als erledigt betrachtet werden.

Frau Hinze wendet sich nochmals an die neuen Mitglieder des 
Rechnungsprüfungsausschusses. Sie weist nochmals darauf hin, dass dieser Vorfall nicht der 
erste ist. Vor einigen Jahren als der Rechnungsprüfungsausschuss in der Stadt geprüft hat, 
wurde auch festgestellt, dass an Freie Träger zuviel Geld gezahlt worden ist. Dem Fachamt 
ist dies noch nicht einmal aufgefallen. Dieses Geld ist nie zurückgefordert worden. 
Eigenartig ist aber auch, dass die Freien Träger dies bei ihrer eigenen Buchführung nicht 
merken. Wenn man feststellt, man hat zuviel Geld bekommen, müsste man dies doch 
angeben. Man kann sich doch nicht Steuermittel so einfach einstecken. 
Es ist deshalb sehr gut, dass das Rechnungsprüfungsamt hier geprüft hat, denn es hat sich 
gezeigt, dass die Prüfungen der Freien Träger berechtigt sind. 

Der RP –Ausschuss gibt seine Empfehlung zum Beschlussvorschlag mit 5 Ja-Stimmen 
und 3 Enthaltungen. 

zu TOP 2.5
StRin Hinze bittet um Information zur Sachlage AWO. Wird an der Angelegenheit seitens 
des Rechnungsprüfungsamt weiter gearbeitet oder ist die Sache abgeschlossen?

Frau Leipold antwortet, dass sie vom Fachamt die Auskunft bekommen hat, dass noch kein 
endgültiger Bescheid erstellt werden kann, weil noch eine Anhörung stattfinden soll. Dazu 
könnte im SK genauer Auskunft gegeben werden. Das RPA wird den Bescheid, der nach der 
Anhörung erstellt wird, hinsichtlich der Berücksichtigung der Rückforderungen prüfen. 

StR Dr. Deißner merkt an, dass man die Summen, die für die 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft eingestellt werden, nicht kürzen sollte, damit die 
Arbeitsfähigkeit nicht in Frage gestellt wird. 
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Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschließt die Jahresrechnung 2008 und erteilt dem Oberbürgermeister für das 
Haushaltsjahr 2008 gemäß § 108 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt
(GO LSA) die Entlastung.
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Stellungnahme des Oberbürgermeisters zum Bericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung der Jahresrechnung des Haushaltsjahres 2008


Jahresrechnung 2008


Gemäß § 108 Abs. 1 GO LSA war die Jahresrechnung 2008 innerhalb von vier Monaten nach Ende des Haushaltsjahres aufzustellen.


Die Jahresrechnung ist das Gegenstück zum Haushaltsplan. Sie weist nach, inwieweit der Haushaltsplan bei seiner Ausführung eingehalten wurde. Zu dem wird das Ergebnis der Haushaltswirtschaft einschließlich des Standes des Vermögens und der Schulden zu Beginn und Ende des Haushaltsjahres nachgewiesen. Die Jahresrechnung umfasst den kassenmäßigen Abschluss (SOLL-Einnahmen und -Ausgaben, IST-Einnahmen und -Ausgaben und die Kasseneinnahme- und -ausgabereste) sowie die Haushaltsrechnung.


Bestandteile der Jahresrechnung sind:


- Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung 2008,


- der kassenmäßige Abschluss 2008, die Ermittlung des buchmäßigen Kassenbestandes,


- die Übersicht über den Stand der Schulden und der Rücklagen,


- die zum Jahresende bestehenden Haushaltseinnahme- und -ausgabereste,


- die Vermögensübersicht,


- der Anlagennachweis,


- die Gruppierungsübersicht,


- der Rechnungsquerschnitt und


- der Rechenschaftsbericht zur Jahresrechnung.


Der Oberbürgermeister stellt gemäß § 108 Abs. 2 GO LSA die Vollständigkeit und Richtigkeit der Jahresrechnung fest und legt sie mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes und seiner Stellungnahme zu diesem Bericht innerhalb eines Jahres nach Ende des Haushaltsjahres dem Stadtrat vor.


Der Stadtrat beschließt dann die Jahresrechnung bis spätestens 31.12. des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres und entscheidet über die Entlastung des Oberbürgermeisters.


Mit Schreiben vom 21.04.2009 wurde die Jahresrechnung der Stadt Köthen (Anhalt) für das Haushaltsjahr 2008 dem Rechnungsprüfungsamt (RPA) zur Prüfung vorgelegt und damit der gesetzlich vorgeschriebene Termin eingehalten.


Der Bericht zur Prüfung der Jahresrechnung 2008 der Stadt Köthen (Anhalt) datiert vom 20.08.2009 und ist auch zu diesem Datum in der Kämmerei eingegangen.


Dem Stadtrat wird in seiner Sitzung am 17.12.2009 die Jahresrechnung zur Beschlussfassung vorgelegt und damit der gesetzliche Termin, Beschluss bis 31.12. des Folgejahres, eingehalten. 


Von den insgesamt 23 Prüfungsfeststellungen des RPA waren 13 ohne Zusatz und 10 mit der Bitte um Stellungnahme gekennzeichnet. 


1.
Vorbemerkungen


1.3.
Prüfungsverfahren


1.3.5.
Vorjahresbericht


PF 01/08 (Prüfbericht S. 7)


Nach § 108 Abs. 2 und 3 GO LSA ist die Jahresrechnung spätestens bis zum 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres durch den Stadtrat zu beschließen und über die Entlastung des Oberbürgermeisters zu entscheiden. Es ist festzustellen, dass dieser Norm nicht entsprochen wurde.


Der Prüfbericht des RPA wurde am 17.10.2008 dem Oberbürgermeister vorgelegt.


Bevor eine Beschlussfassung im Stadtrat erfolgen kann, ist es zunächst erforderlich, entsprechende Stellungnahmen zu den Prüffeststellungen von den betroffenen Ämtern und Bereichen abzufordern. Anschließend wird eine umfassende Gesamtstellungnahme erarbeitet, die vor Beschlussfassung im Stadtrat im Rechnungsprüfungsausschuss sowie im Hauptausschuss beraten wird.


Eine zeitliche Realisierung bis zum Stadtrat 13.12.2008 war aus diesen genannten Gründen nicht möglich, zumal parallel zur Erstellung der Stellungnahme zur Jahresrechnung noch die Nachtragsplanung 2008 sowie die Haushaltsplanung 2009 anstanden.


Letztlich konnte sich der Rechnungsprüfungsausschuss mit der Jahresrechnung 2007 in seiner Sitzung am 10.03.2008 auseinandersetzen.


Der Beschluss wurde dann im Stadtrat am 02.04.2008 gefasst und dem Oberbürgermeister die Entlastung erteilt.


Allein von der gesetzlichen Regelung her gesehen, ist jedoch die Beanstandung gerechtfertigt.


2. 
Haushaltssatzung 2008


2.3.
Einzelfeststellungen zum Haushaltsplan

PF 03/08 - St (Prüfbericht S. 9) 


Es ist festzustellen, dass die Veranschlagung der Bedarfszuweisungen in Höhe von 


1.147.300 € nach § 7 Abs. 1 GemHVO nicht zulässig war.


Richtig ist, dass im Haushaltsplan 2008 sowie im 1. bzw. 2. Nachtragshaushaltsplan 2008 eine Bedarfszuweisung in Höhe von 1.147.300 € für das Defizit des Jahres 2005 veranschlagt war.


Analog der im Jahr 2007 vereinnahmten Bedarfszuweisungen für die Defizite der Jahre 2003 und 2004 ging die Stadt Köthen (Anhalt) auch für den Haushalt 2008 davon aus, dass aufgrund der Beantragung mit Schreiben vom 02.09.2008 eine Bedarfszuweisung für das Defizit 2005 auch im Jahr 2008 vereinnahmt werden kann. Dementsprechend erfolgte die haushaltsplanmäßige Einstellung.


Bei der Planung wurde bereits berücksichtigt, dass die Zuweisung voraussichtlich nicht in voller Höhe fließen wird, so dass nur 80 % der möglichen Zuweisung bei auch nur 90 % des tatsächlich entstandenen Fehlbetrages im Plan veranschlagt wurde.


Eine Information seitens des Ministerium des Innern des Landes Sachsen-Anhalt, dass im Jahr 2008 mit keiner Bearbeitung bzw. Bewilligung mehr zu rechnen ist, lag der Stadt Köthen (Anhalt) nicht vor, so dass die Mittel auch im Rahmen der Nachtragsplanungen im Plan verblieben sind. Es wurde davon ausgegangen, dass eine Bewilligung Ende des Jahres 2008, wie auch im Vorjahr, erfolgen wird.


Jedoch wurden, auch um die Haushaltskonsolidierung darstellen zu können, ab dem Haushaltsplan 2009 keine Bedarfszuweisungen mehr berücksichtigt. Eine Veranschlagung im Plan bzw. Nachtragsplan wird nunmehr stets erst dann erfolgen, wenn ein entsprechender Bewilligungsbescheid vorliegt und definitiv mit den Einnahmen gerechnet werden kann. Insoweit ist die Stadt Köthen (Anhalt) bereits der Beanstandung nachgekommen.


PF 04/08 - St (Prüfbericht S. 10) 


Erneut wird die Anbringung des Zweckbindungsvermerks 3 05 bei der Haushaltsstelle 68000.15911 „Vorsteuererstattungen aus Vorjahren für Tiefgarage Wallstraße“ beanstandet.


Richtig ist, dass diese Feststellung bereits im Prüfbericht zur Jahresrechnung 2007 enthalten war. 


Mit diesem Zweckbindungsvermerk sollte sichergestellt werden, dass Mehreinnahmen in der o.g. Haushaltsstelle, die gleichzeitig zu einer Umsatzsteuerzahllast der Haushaltsstelle 68000.64910 führen, entsprechend für die Mehrausgaben verwendet werden können, ohne das förmliche Verfahren zur Bereitstellung von überplanmäßigen Haushaltsmitteln bestreiten zu müssen.


Eine Zweckbindung für Steuern, allgemeine Zuweisungen und Umlagen ist jedoch gemäß § 17 (2) S. 2 Gemeindehaushaltsverordnung nicht zulässig. Es handelt sich hierbei um allgemeine Deckungsmittel, für die der Grundsatz der Gesamtdeckung gilt. Eine Ausnahme greift nicht, da es sich hier nicht um zweckgebundene Einnahmen handelt. Sollten sich Mehrausgaben erforderlich machen, müssen diese aus der o.g. Haushaltsstelle mittels des förmlichen Verfahrens bereitgestellt werden.


Wie bereits in der Stellungnahme zur Jahresrechnung 2007 geschrieben, wurde der in Rede stehende Zweckbindungsvermerk ab dem Haushaltsplan 2009 gestrichen. 


Zum Zeitpunkt der Erarbeitung der Stellungnahme war die Nachtragsplanung 2008 bereits abgeschlossen, so dass für das Haushaltsjahr 2008 eine Streichung des Zweckbindungsvermerkes infolge der Beanstandung des RPA nicht mehr möglich war. 


3.
Ausführung des Haushaltsplanes 2008


3.3
Haushaltsausgabereste


PF 08/08 - St (Prüfbericht S. 15-17) 


Es ist zu beanstanden, dass Haushaltsausgabereste (HAR) für ein Vorhaben übertragen wurden, für welches die Ausschreibung infolge Vorliegens eines schwerwiegenden Fehlers nicht bestätigt wurde und die gesetzlichen Voraussetzungen des § 19 der GemHVO fehlten.


Die Beanstandung betrifft die Haushaltsstelle 06000.93500 - Ergänzung EDV-Anlage.


Vom Fachamt wurde die Übertragung eines HAR in Höhe von 34.298,09 € in das Jahr 2009 beantragt.


Der Teilbetrag von 2.267,87 € wurde vom RPA nicht bestätigt, da die dazugehörige Vergabe im Jahr 2009 nach Ansicht des RPA nicht finanziell abgesichert sei. Ein Vorgriff auf Haushaltsmittel des Jahres 2009 zu Beginn des Haushaltsjahres 2009 wäre haushaltsrechtlich falsch, da der Haushalt noch nicht von der Kommunalaufsicht genehmigt wurde. Die Vergabe wurde entsprechend ebenso nicht bestätigt.


Die Vergabe sollte im Jahr 2009 mit 2.267,87 € aus HAR-Mitteln und mit 3.687,96 € aus dem Haushaltsansatz 2009 finanziert werden. Auf der Grundlage überplanmäßiger Mittel in Höhe von 6.000 € wurde am 19.12.2008 ordnungsgemäß eine Vergabe zur Beschaffung von u. a. PCs eingeleitet. 


Dazu ist zunächst zu informieren, dass der Antrag auf überplanmäßige Mittel vom RPA ebenfalls bereits nicht bestätigt wurde, da der Deckungsvorschlag ihrer Ansicht nach nicht anwendbar war.


Es handelte sich um Minderausgaben bei den Tilgungsleistungen, da die 1. Rate für den aufgenommenen Kredit im Rahmen der Bürgschaft nicht mehr im Jahr 2008 fällig wurde. Da es sich aus Sicht der Stadt um echte Minderausgaben handelte, die durchaus für eine Deckung zur Verfügung standen, wurden die überplanmäßigen Mittel trotz Bedenken gebucht. Durch dieses Verfahren wurde die Einleitung der Vergabe zeitlich verzögert und konnte erst am 19.12.2008 erfolgen. 


Die Verdingungsverhandlung (Submission) für die Vergabe war somit erst am 09.01.2009 realisierbar, da wegen der Feiertage und des Jahreswechsels ein früherer Termin nicht möglich war. 


Die Finanzierung der Vergabe war mit der Bereitstellung überplanmäßiger Mittel im Jahr 2008 in Höhe von 6.000 € abgesichert.


Aufgrund des Jahreswechsel und infolge der Tatsache, dass überplanmäßige Mittel nicht in das Folgejahr übertragen werden können, bestand die Notwendigkeit, den nicht durch den HAR gedeckten Teil aus den laufenden Ansatz 2009 zu finanzieren. 

Künftig wird darauf geachtet, dass im Rahmen der Bildung von Haushaltsausgaberesten die dazugehörige Submission noch im alten Jahr stattgefunden hat.


3.5
Kassenwesen


3.5.2
Prüfung der Kassenbelege


PF 11/08 – St (Prüfbericht S. 21-23) 


Es ist festzustellen, dass am Ende des Jahres 2008 über- und außerplanmäßige Ausgaben zur Anschaffung von Geschirrspülern für die Kindertagesstätten „Buratino“, Löwenzahn“ und „Spielkiste“ vorgenommen wurden, deren Ursachen in uneffektivem Verwaltungshandeln zu sehen sind und durch ein funktionierendes Gebäudemanagement hätten vermieden werden können.


Für die notwendige und unabweisbare Ersatzbeschaffung von drei Geschirrspülern im Dezember 2008 wurden über- bzw. außerplanmäßige Ausgaben getätigt, deren Ursache und Anlass weder in einem uneffektiven Verwaltungshandeln noch im Fehlen eines funktionierenden Gebäudemanagements gesehen werden.


Die Stadt Köthen (Anhalt) hat in den 90iger Jahren in allen Kindertageseinrichtungen Handspültische gegen Geschirrspülautomaten ersetzt, um manuellen Bearbeitungsaufwand zu reduzieren und wachsenden hygienischen Anforderungen in den KiTa-Küchen zu genügen. Infolge hoher Betriebsanforderungen an diese Spüler kam es in den Jahren danach immer wieder zu Ersatzbeschaffungen, die, sofern sie planbar waren, auch entsprechend im Plan veranschlagt wurden. Zwischenzeitlich mussten weiterhin teilweise aufwändige Reparaturen veranlasst werden.


Auch nach Einführung der Reinigungsleistungen durch Dienstleister wurden die Geschirrspüler weiter vertragsgemäß von der Stadt Köthen (Anhalt) als Arbeitsmittel bereitgestellt und unterhalten. Daran hat sich auch jetzt nach erfolgter Neuausschreibung zum 01.01.2009 und vollzogenem Dienstleisterwechsel nichts geändert.


Auch in den Einrichtungen „Buratino“, „Löwenzahn“ und „Spielkiste“ unterhielt die Stadt Köthen (Anhalt) eigene Geschirrspüler.


Im Rahmen des ausschreibungsbedingten Dienstleisterwechsels und den damit verbundenen Objektbegehungen wurde deutlich, dass bereits drei Geschirrspüler (eben in den genannten Einrichtungen) irreparabel defekt waren. Der alte Dienstleister hatte sehr kurzfristig eigene Geräte zur weiteren Dienstleistungserfüllung bereitgestellt.


Als nach Ausschreibung feststand, dass der bisherige Dienstleister trotz Teilnahme an der Ausschreibung keinen Zuschlag bekommen würde, hat dieser angekündigt, die Geschirrspüler mitzunehmen.


Demnach erlangte das Fachamt erst im Dezember davon Kenntnis, dass die Geschirrspüler durch die Verwaltung zu ersetzen sind.

Bereits zum 02.01.2009 mussten vertragsgerecht Geschirrspülautomaten für den neuen Dienstleister bereitgestellt werden. Der bisherige Dienstleister war nicht bereit, die Geschirrspüler an den neuen Dienstleister zu übergeben. Alternativ hat der neue Dienstleister eine zeitnahe Beschaffung von Geschirrspülern angeboten, die dann von der Stadt zu bezahlen gewesen wären, entweder direkt durch Abkauf oder eine Art Mietkauf. 


Nach Einholung eigener Angebote hat sich die Verwaltung für die Selbstbeschaffung nach eigener Vergabe entschieden. Dies stellte die wirtschaftlichste Alternative dar und zum anderen standen aus dem Haushalt 2008 noch Mittel für überplanmäßige Ausgaben zur Verfügung.


Eine rechtzeitige Planung der Ersatzbeschaffung im Haushalt 2008 war nicht möglich, da der 2. Nachtragshaushalt bereits am 23.10.2009 vom Stadtrat beschlossen wurde und die Verwaltung erst Ende des Jahres von der notwendigen  Ersatzbeschaffung  Kenntnis  erlangte.


Aus diesem Grund machten sich im Dezember 2008 über- bzw. außerplanmäßige Mittelanträge erforderlich. Die sachliche Unabweisbarkeit der Ausgaben wurde seitens des RPA bestätigt, die zeitliche Unabweisbarkeit jedoch verneint. Jedoch liegt diese aus Sicht der Verwaltung ebenfalls vor. Es bestand zwingender Handlungsbedarf, da zum 02.01.2009 seitens der Stadt gewährleistet werden musste, das in den Einrichtungen Geschirrspülautomaten zur Verfügung stehen. Ein zeitlicher Aufschub war demnach nicht möglich. 


Richtig ist jedoch, dass vor Auftragsauslösung bereits eine Bewilligung der über- bzw. außerplanmäßigen Mittel hätte erfolgen müssen. Hier gingen die Anträge erst am 16.12.2008 beim RPA ein, obwohl bereits Rechnungen vorlagen.

Insoweit ist die Beanstandung des RPA zutreffend.

Im Übrigen ist es nicht richtig, als mögliche Ursache die Zuständigkeit zweier Fachämter heranzuziehen. Für die Reinigungsleistungen und für die Versorgungsnebenleistungen, wozu auch die Geschirrspüler bereit zu stellen sind, ist alleine das bewirtschaftende Schul- Sport- und Jugendamt zuständig. Durch das Hauptamt wurde die Ausschreibung und Auftragsvergabe für alle Verwaltungsbereiche der Stadt Köthen (Anhalt) einheitlich verwaltungsseitig vorbereitet. Die Zusammenarbeit zwischen beiden Fachämtern war dabei sehr gut und ist keine Ursache für die Notwendigkeit der getätigten Bereitstellung überplanmäßiger Haushaltsmittel.


Inwieweit derartige Aufgaben einem Gebäudemanagement zu zuordnen wären, sei hier zunächst noch dahingestellt. Ein zentrales Gebäudemanagement besteht in der Stadt Köthen (Anhalt) noch nicht, wird aber im Rahmen der Einführung der Doppik geprüft.


5.
Vergabeprüfung


5.3
Abrechnung von Vergaben


Dem Prüfbericht war, wie auch im Vorjahr, eine Liste mit den noch nicht abgerechneten Vergaben beigefügt.


Die Verwaltung hat zu jeder einzelnen Vergabe Stellung genommen und den aktuellen Abrechnungsstand dargelegt. Die betreffende Übersicht dazu befindet sich in der Anlage 1.1. 

An dieser Stelle sei allgemein angemerkt, dass eine Abrechnung der Vergaben gegenüber den ausführenden Firmen in allen Fällen, mit Ausnahme der noch laufenden Maßnahmen, erfolgt ist.


Die Maßnahmen sind weitestgehend abgeschlossen, die Schlussrechnungen bezahlt und kein weiterer Geldmittelabfluss noch ausstehend.


Die Beanstandung des RPA bezieht sich lediglich auf die Tatsache, dass die nach Abschluss einer Maßnahme zu erstellenden Formblätter für das RPA noch nicht vorgelegt wurden. Dies wurde jedoch größtenteils bereits nachgeholt, wie der Anlage 1.1 zu entnehmen ist.


5.4
Prüfung von Vergaben

PF 13/08 - St (Prüfbericht S. 30-31) 


Es ist zu beanstanden, dass eine Vergabe für die Lieferung von 8 Personalcomputern vorgenommen wurde, deren Finanzierung sowohl zum Zeitpunkt des Ausschreibungsbeginns als auch vor Ende der Zuschlagsfrist nicht gegeben war.


Diese Beanstandung bezieht sich auf die PF 08/08-St. 

Insoweit wird auf die dortige Stellungnahme verwiesen.


PF 14/08 - St (Prüfbericht S. 31-32)  

Es ist festzustellen, dass die Vergabe zur Beschaffung von 3 Geschirrspülern für die Kindertagesstätten „Spielkiste“, „Löwenzahn“ und „Buratino“ nicht ordnungsgemäß erfolgte und dem RPA nicht angezeigt wurde. Damit wurde sowohl gegen die Bestimmung der VOL/A als auch gegen die Vergabe- und Beschaffungsordnung der Stadt Köthen (Anhalt) verstoßen.


Diese Beanstandung bezieht sich auf die PF 11/08-St. 


Über Anlass und Ablauf der kurzfristigen Anschaffung von den drei Geschirrspülern im Dezember 2008 wurde bereits ausführlich berichtet. Insoweit wird auf die dortige Stellungnahme verwiesen.


Vor dem Hintergrund zeitlicher und inhaltlicher Dringlichkeit hat sich die Verwaltung für die wirtschaftlich günstigste Variante, den Selbstkauf neuer Geschirrspülautomaten im Rahmen einer freihändigen Vergabe nach Angebotseinholung entschieden. Nur so war eine termingerechte und wirtschaftliche Beschaffung bis 01.01.2009 möglich.


Richtig ist, dass in diesem Verfahren eine vorherige Anzeige der Vergabe beim RPA versehentlich unterblieben ist. Erst mit Einreichen der Anträge auf über- bzw. außerplanmäßige  Mittelbereitstellung  erhielt  das  RPA  Kenntnis von der erfolgten Vergabe.    


Fraglich ist auch hier wiederum der Schluss, inwieweit ein einheitliches Gebäudemanagement, also eine andere Organisation der Aufgabenerfüllung, diese Situation hätte vermeiden können. Die Einführung eines zentralen Gebäudemanagements wird im Rahmen der Einführung der Doppik geprüft.


Das Wort „Dezemberfieber“ trifft hier nicht den Kern der Angelegenheit, da es Beschaffungen am Jahresende beschreibt, die vielleicht nicht notwendig gewesen wären, aber dennoch getätigt wurden, nur weil auf einer Haushaltsstelle noch Mittel zur Verfügung stehen. Dadurch soll weiterhin eine Kürzung im nächsten Planungszeitraum mit der Begründung, dass Mittel im Vorjahr nicht ausgegeben wurden, vermieden werden. Da dieser Hintergrund bei den o.g. Beschaffungen nicht bestand, kann auch nicht vom „Dezemberfieber“ die Rede sein. 


5.6.
Prüfung von Verwendungsnachweisen

PF 15/08 (Prüfbericht S. 33-34)  

Es ist zu beanstanden, dass der im Jahr 2006 aus der HHst. 84000.71510 gewährte „Zuschuss für wirtschaftliche Aktivitäten“ für die Wirtschaftsförderungsgesellschaft in Höhe von 14.000 € mit einem nicht belegten Betrag von 1.360,52 € erst am 20.05.2009 abgerechnet wurde. Es wird empfohlen, den offenen Betrag zurück zu fordern.

Im Rahmen der abschließenden Abrechnung der Mittelverwendung im Jahr 2009 stellte sich heraus, dass letztlich ein Betrag von 1.360,52 nicht nachgewiesen werden konnte. Eine Rücksprache mit der Wirtschaftsförderungsgesellschaft ergab, dass diese Summe eingespart wurde. 

Da dieser Betrag nicht zweckentsprechend bei der Wirtschaftsförderungsgesellschaft zur Auszahlung kam, also nicht erforderlich war, ist er zurückzufordern. Die Rückzahlungsverpflichtung ist bereits bekannt. Die Rückforderung erfolgte. Eine Verrechnung mit dem Zuschuss 4. Quartal 2009 wurde vorgenommen.

PF 16/08 - St (Prüfbericht S. 34)  

Es ist zu beanstanden, dass im Jahr 2008 für Auszahlungen Abrechnungen erfolgten, welche vermuten lassen, dass die Zahlungsempfänger nicht im Rahmen einer gewerblichen oder freiberuflichen Tätigkeit gehandelt haben. Organisatorisch ist die Zuständigkeit der Mitteilungspflicht gegenüber dem Finanzamt festzulegen.


Die Feststellungen des RPA sind richtig. Bei den Zuschusszahlungen, sowohl für die kulturellen Veranstaltungen als auch für den Förderverein, wurde bei der Prüfung der Abrechnungsbelege versäumt, eine Kontrolle hinsichtlich der notwendigen Angabe der Steuernummer des Vertragspartners vorzunehmen. 


Auch auf der Rechnung des Autors für die Buchlesungen fehlte die Steuernummer. Da dieser Autor auch im Jahr 2009 zwei Veranstaltungen in der Bibliothek durchführt, wird er im Vorfeld auf diesen Aspekt aufmerksam gemacht. 


Eine Information an die Finanzbehörde gemäß der Mitteilungsverordnung des Ministeriums der Justiz erfolgte entsprechend nicht.

In Zukunft wird darauf geachtet, dass auf den Abrechnungsunterlagen bzw. den Rechnungen auch die Steuernummern ausgewiesen werden. 


Ist dies nicht der Fall, so wird eine Mitteilung an die Finanzbehörde erfolgen, dass der Zahlungsempfänger voraussichtlich nicht im Rahmen einer gewerblichen oder freiberuflichen Tätigkeit gehandelt hat.


Eine entsprechende interne Organisationsverfügung zur Mitteilungspflicht gegenüber dem Finanzamt ist bereits mit Verfügung vom 14.10.2009 ergangen.

PF 17/08 - St (Prüfbericht S. 35) 

Es ist festzustellen, dass die Auszahlung von Zuwendungen vorgenommen wurde, für die kein Nachweis erfolgte, weil die Abrechnung im Widerspruch zu den Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen vertraglich ausgeschlossen wurde. Es wird empfohlen, diesen Widerspruch zu beheben.


Für die Bezuschussung der Sportvereine Merzien, Baasdorf und Wülknitz wurden 2008 erstmalig die am 01.11.2007 in Kraft getretenen “Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt)“ verwendet. 


Für die Bezuschussung der Betriebskosten pachtender Sportvereine sowie für das Sport- und Freizeitbad entfalten die „Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt)“ hingegen keine Wirkung. 

Wie das RPA richtig feststellt, liegen hier Zahlungsverpflichtungen vor, die bereits vor dem Inkrafttreten der Bewilligungsbedingungen einzelvertraglich geregelt worden sind. Diese Verträge sehen keinerlei Verwendungsnachweisführungen vor.


Bei den pachtenden Sportvereinen sehen die Pachtverträge eine jeweils 5-jährige Finanzierungsbindung ohne den Aufwand eines Verwendungsnachweisverfahrens vor. Vor Ablauf der jeweiligen Laufzeit sind die Zuschusshöhen neu zu verhandeln. Dabei werden die Betriebskostenzusammenstellungen der Vereine zugrunde gelegt, um Überbezuschussungen zu vermeiden. Dieses Verfahren soll, da es die wichtigste Vertragsgrundlage für die langjährige Pachtvertragsbindung überhaupt ist, beibehalten werden.


Auf diesem Umstand wurde bereits verwaltungsseitig während der Beratung der Bewilligungsbedingungen im Stadtrat hingewiesen. Ggf. hätte bereits hier ein klarstellender Passus eingearbeitet werden können bzw. müssen. 

Die Verwaltung beabsichtigt ohnehin eine kritische Bewertung der „Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt)“ nach dem ersten Anwendungsjahr. In diesem Zusammenhang wird auch dieser Aspekt in die Betrachtungen einfließen.

Für die Köthener Badewelt sind die Betriebskosten und das Nutzungsentgelt mit einer Laufzeit von 25 Jahren nach Vertragsabschluss 14.11.2001 einzelvertraglich gebunden. Die Verwendung der Mittel geht in die jährlichen Beteiligungsberichte der Palm Springs GmbH & Co. KG Freizeitanlage Köthen ein.


Ein Widerspruch zu den „Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt)“ besteht in diesem Fall nicht, weil diese die Zuschüsse für das Sport- und Freizeitbad nicht einbeziehen.


PF 18/08 – St (Prüfbericht S. 36-37) 

Es ist zu beanstanden, dass für die Kindertagesstätte „St. Anna“ der aus der Endabrechnung für das Jahr 2007 resultierende Überzahlungsbetrag in Höhe von 6.759 € bei Ermittlung des Zuschussbedarfs 2008 nicht zurückgefordert wurde. Es ist durch das Fachamt zu veranlassen, dass dieser Betrag bis zum 31. 12. 2009 zurück gezahlt wird.


Die Prüffeststellung ist berechtigt. 

Der Bescheid über die Abrechnung für das Jahr 2007 wies einen Nachzahlungsbetrag in Höhe von 6.759,00 € aus, der eigentlich vom Träger zurückzufordern war. 

Der Sachverhalt wurde mit dem Träger besprochen.

Eine tatsächliche Nachzahlung ist noch nicht erfolgt, jedoch wurde der Bescheid für 2007 entsprechend korrigiert. 

Der Erstattungsbetrag in Höhe von 6.759,00 € wird nunmehr mit der Abrechnung 2008 verrechnet.


Das gesamte Bezuschussungsverfahren ist durch Erstellung eines neuen Bescheid- und Abrechnungsverfahren, das mit Beginn des Jahres 2009 eingeführt wurde, völlig überarbeitet worden. Damit sollte ein solch systematischer Fehler, wie er 2008 hier erfolgt ist, nicht mehr eintreten. Dies gilt sinngemäß für die folgende Prüffeststellung ebenfalls. 


PF 19/08 (Prüfbericht S. 37) 

Es ist festzuhalten, dass bei der im Jahr 2008 durchgeführten Endabrechnung 2007 der Bezuschussung zum Betrieb des evangelischen Kindergartens „Guter Hirte“ unter Berücksichtigung einer im Jahr 2007 durchgeführten Sonderzahlung eine Überzahlung von 2.430,18 € entstanden ist, die bisher nicht zurückgefordert wurde. Durch das Fachamt ist dieser Betrag zurück zu fordern.


Die Prüffeststellung ist berechtigt. 

Der Bescheid über die Abrechnung für das Jahr 2007 wies einen Nachzahlungsbetrag in Höhe von 1.215,09 € aus, der vom Träger zurückzufordern war. Stattdessen erfolgte irrtümlicherweise eine Überweisung an den Träger, womit eine Überzahlung von insgesamt 2.430,18 € entstand.


Der Sachverhalt wurde mit dem Träger besprochen. Es erging bereits eine Bescheidkorrektur. Der Überzahlbetrag wird mit dem Abrechnungsergebnis für 2008 verrechnet.


PF 20/08 (Prüfbericht S. 38) 


Es ist zu beanstanden, dass für die im Jahr 2008 an die Gartensparten „Merzien“, „Arensdorf“ und „Flora e. V. in Baasdorf“ ausgereichten Zuschüssen von insgesamt 1.100 € keine Abrechnungsbelege vorgelegt werden konnten.


Es ist richtig, dass bei der Abrechnung der Zuschüsse an die Gartensparten die Frist gemäß Pkt. 4.7.1. der „Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt)“ nicht beachtet worden ist. 

Der Nachweis der Mittelverwendung der Zuschüsse aus dem Jahr 2007 erfolgte erst im Rahmen der Auszahlung der Zuschüsse 2008.


Die Abrechnungen der Zuschüsse 2008 und damit die korrekte Mittelverwendung durch die Gartensparten erfolgten zwischenzeitlich und wurden dem RPA vorgelegt. 

Es wird künftig darauf geachtet, dass die Abrechnungen fristgemäß vorgenommen werden.


6.
Finanzlage der Stadt Köthen (Anhalt)


6.1.
Vermögen


6.1.1.
Vermögensübersicht

PF 21/08 (Prüfbericht S. 38-39) 

Es wird empfohlen, dass mit der Stellungnahme der Verwaltung zum Prüfbericht der Jahresrechnung 2008 eine Übersicht über den tatsächlichen Stand des von der Stadt Köthen (Anhalt) eingebrachten Vermögens gegeben wird.


Die Prüffeststellung und ihre Begründung unterstellen, dass erst mit den Jahresabschlüssen der Gesellschaften, an denen die Stadt beteiligt ist, das in der Haushaltsrechnung durch die Verwaltung dargestellte Vermögen aktuell beziffert werden kann.

Da die Abschlüsse der Gesellschaften der Stadt, hier für das Wirtschaftsjahr 2008, erst nach dem 30.6.2009 vorliegen, soll die Verwaltung eine auf den Jahresabschlüssen basierende aktuelle Übersicht des Vermögens in der Stellungnahme zum Bericht des RPA´s geben.


Die Jahresabschlüsse der Gesellschaften verändern die in der Haushaltsrechnung 2008 dargestellten Werte nicht. 

Auch wenn dort Veränderungen des Eigenkapitals, zum Beispiel unter dem eingelegten Stammkapital zu verzeichnen sind, bleibt es in der Vermögensübersicht der Haushaltsrechnung gemäß § 39 (1) GemHVO und der dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften  bei der Ausweisung der Anschaffungskosten, nämlich des aufgewendeten und eingelegten Stammkapitals.


Das Vermögen ist in der Haushaltsrechnung also korrekt dargestellt und eine eventuelle Veränderung durch die Wirtschaftsführung des Jahres 2008 findet keinen Niederschlag in der Vermögensübersicht.

Die Veränderung des Eigenkapitals in den Gesellschaften lassen sich im Beteiligungsbericht nachvollziehen, nicht in der Haushaltsrechnung.


6.1.2.
Rücklagen


PF 22/08 – St (Prüfbericht S. 39) 


Es ist festzustellen, dass in Anbetracht des seit dem Jahr 2004 im Verwaltungshaushalt bestehenden Fehlbetrages eine Zuführung des Einnahmeüberschusses des Vermögenshaushaltes in Höhe von 52.200,28 € an die allgemeine Rücklage erfolgt ist und damit ein Verstoß gegen den § 22 Abs. 2 GemHVO LSA vorliegt. Ein Beitrag zur Beschleunigung der Haushaltskonsolidierung wurde verfehlt.


Nach Abschluss des Haushaltsjahres 2008 wies der Vermögenshauhalt einen Überschuss in Höhe von 52.200,28 € aus. In entsprechender Höhe erfolgte eine Zuführung an die allgemeine Rücklage.


Das RPA vertritt die Auffassung, dass eine Zuführung an den Verwaltungshaushalt hätte erfolgen müssen, um hier den Fehlbetrag bzw. die bereits angelaufenen Verlustvorträge zu mindern. 


§ 22 (2) GemHVO regelt, dass, soweit Einnahmen des Vermögenshaushaltes im Haushaltsjahr nicht für


- die Tilgung von Krediten, die Rückzahlung innerer Darlehen, die Kreditbeschaffungskosten  


  sowie die Ablösung von Dauerlasten


- Ausgaben für die Veränderung des Anlagevermögens, Zuweisungen und Zuschüsse Dritter


  sowie Verpflichtungsermächtigungen


- die Zuführung zum Verwaltungshaushalt


- zur Ansammlung von Sonderrücklagen oder


- zur Deckung von Fehlbeträgen (im Vermögenshaushalt)


benötigt werden, der allgemeinen Rücklage zuzuführen sind.


Nach Auffassung des RPA hätte nach dieser Rechtsvorschrift eine Zuführung der Mittel an den Verwaltungshaushalt erfolgen müssen, da dieser seit Jahren einen Fehlbetrag aufweist.


Dieser Auslegung der Vorschrift kann sich die Verwaltung nicht anschließen.

Die oben aufgeführten Ausgabearten definieren abschließend den Vermögenshaushalt eines Haushaltsjahres in seiner Gesamtheit. Es sind also abschließend alle Ausgabearten des Vermögenshaushaltes definiert, die im Rahmen der Haushaltsplanung geplant und im Rahmen der Ausführung verausgabt werden können und mit entsprechenden Einnahmen des Vermögenshaushaltes zu finanzieren sind. 

Dabei bezieht sich der Punkt „Deckung von Fehlbeträgen“ lediglich auf einen eventuell vorhandenen Fehlbetragsvortrag aus vergangenen Jahren des Vermögenshaushaltes (§ 1 Abs. 1 Nr. 9 GemHVO), aber nicht auf Fehlbeträge des Verwaltungshaushaltes (§ 1 Abs. 2 GemHVO).


Nach Abschluss des Vermögenshaushaltes im Rahmen der Jahresrechnung 2008 konnten alle geplanten Ausgaben, die im dem Haushaltsjahr fällig wurden, gedeckt werden. Eine Zuführung an den Verwaltungshaushalt war im Haushaltsplan nicht vorgesehen. Wenn die Vorschrift so auszulegen wäre, dass bei einem Überschuss eine Zuführung an den Verwaltungshaushalt zum Abbau der dort befindlichen Fehlbeträge zu erfolgen hat, würde dies ausdrücklich formuliert sein, analog dem Punkt „Deckung von Fehlbeträgen“, der sich hier nur auf die Fehlbeträge im Vermögenshaushalt bezieht.


Zudem regelt § 20 (3) S. 1 GemHVO, dass in der Rücklage Mittel zur Deckung des Ausgabenbedarfs im Vermögenshaushalt künftiger Jahre angesammelt werden sollen. Es sind sogar Mittel zuzuführen, wenn gemäß S. 2 sonst für Investitionen künftiger Jahre ein unvertretbar hoher Kreditbedarf entstehen würde.


In der Gesamtbetrachtung ist festzustellen, dass die erhöhten Einnahmen des Vermögenshaushaltes z. B. durch Zuweisungen, Verkaufserlöse oder Beiträge auch entsprechend künftig im Vermögenshaushalt zur Investition/Schaffung städtischen Vermögens eingesetzt werden. 


Im Übrigen regelt der § 22 (3) bzw. (4) GemHVO, in welchen Fällen eine Zuführung zum Ausgleich des Verwaltungshaushaltes unter bestimmten Voraussetzungen möglich ist. Eine Zuführung scheitert jedoch bereits daran, dass die in Rede stehenden Mittel nicht zum Ausgleich des Verwaltungshaushaltes führen würden.


Ein Beitrag zur Haushaltskonsolidierung wurde dennoch geleistet, in dem die Mindestzuführung vom Verwaltungshaushalt an den Vermögenshaushalt, aufgrund von Ersatzdeckungsmitteln an Grundstücksverkaufserlösen, gemindert werden konnte. Dadurch konnte der Fehlbetrag im Verwaltungshaushalt um 356.411,78 € reduziert werden, was in erheblichem Umfang zur Haushaltskonsolidierung beitrug.


7.
Rechenschaftsbericht

PF 23/08 (Prüfbericht S. 43) 


Es wird empfohlen, zusätzlich zur derzeitigen Verfahrensweise der Erläuterung der Abweichungen zwischen Plan und Ist die Abrechnung der Haushaltskonsolidierung maßnahmebezogen anhand des für das jeweilige Haushaltsjahr erstellten Haushaltskonsolidierungskonzeptes darzustellen.


Derzeit erfolgt die Abrechnung des aktuell zuletzt beschlossenen Haushaltskonsolidierungskonzeptes (HKK) im Folgejahr im Rahmen des 1. Nachtrages zum HKK des laufenden Jahres.


So wurde im 1. Nachtrag zum HKK 2009 die Abrechnung hinsichtlich des Haushaltsjahres 2008 vorgenommen und die bisherigen Abrechnungen entsprechend in den Jahren fortgeschrieben.

Trotz Empfehlung des RPA hält die Verwaltung daran fest, die Informationen zu den Umsetzungsständen weiterhin im HKK zu belassen und nicht dem Rechenschaftsbericht der Jahresrechnung beizufügen.


§ 15 (1) Nr. 7 GemHVO regelt lediglich, dass die aus dem aufgestellten HKK umgesetzten Maßnahmen zu erläutern sind. Dies geschieht, wie bereits erwähnt, im Rahmen des 1. Nachtrages zum HKK des Folgejahres. 


Diese Verfahrensweise hat sich bewährt und es sind alle wichtigen Informationen zu der geplanten sowie zu der bereits erfolgten Haushaltskonsolidierung einem Papier zu entnehmen.













Anlage 1.1

Jahresrechnung 2008 – überarbeitete Liste über offene Vergaben lt. Prüfbericht RPA

		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		1

		73

		Vergabe-Nr. B 2005/095


- Baumpflanzung Bergstraße




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.09.2009.



		2

		65

		Vergabe-Nr. B 2007/035


- Erneuerung Fenster 




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.09.2009.



		3

		65

		Vergabe-Nr. F 2007/042


- Lichtplanung Wallstraße 48




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 21.09.2009.



		4

		65

		Vergabe Nr. F 2007/050


- Objektplanung Straßenbeleuchtung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 02.10.2009.



		5

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/003


- Kita Löwenzahn, Fenster und


   Türen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 10.09.2009.






		6

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/007


- Wallstraße 48, Innenputzarbeiten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 31.08.2009.






		7

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/008


- Wallstraße 48, Sanitär- und 


   Lüftungsinstallation




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 02.09.2009.






		8

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/009


- Wallstraße 48,    


   Heizungsinstallation




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 26.08.2009.






		9

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/020


- Wallstraße 48, Tischlerarbeiten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 21.09.2009.



		10

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/033


- Lieferung und Montage Leuchten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 21.09.2009.



		11

		73

		Vergabe-Nr. B 2008/038


- Spielplätze, Reparatur Spielgeräte




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.09.2009.



		12

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/043


- OT Hohsdorf/Str. d. 7. Oktober,


   Fahrbahnreparaturarbeiten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 06.10.2009.



		13

		65




		Vergabe-Nr. B 2008/044


- Gemeindestraßen, Erneuerung


   Fahrbahnmarkierungen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 22.09.2009.






		14

		65




		Vergabe-Nr. B 2008/045 


- Merzien, Neue Straße, 


   Oberflächenbehandlung

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 01.10.2009.



		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		15

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/046


- Trautmannstraße, Oberflächen-


   behandlung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 01.10.2009.



		16

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/047


- Wallstraße 48, Einbruchmelde-


   anlage




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 31.08.2009.



		17

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/050


- Wallstraße 48, Malerarbeiten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 03.09.2009.



		18

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/051


- Wallstraße 48, Regalsystem und 


   Fußbodendielung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 07.09.2009.






		19

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/053


- Wallstraße 48, Betonwerkstein-


   arbeiten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 21.09.2009






		20

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/059


- Wallstraße 48, Metallbauarbeiten-


   Brandschutztüren




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 17.08.2009.






		21

		73

		Vergabe-Nr. B 2008/066


- wassergebundene Wege,


   Sanierung und Pflege




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 11.09.2009.






		22

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/074


- OT Dohndorf, Straßen-


   entwässerung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 02.10.2009.



		23

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/079


- Wallstraße 48, Glastrennwand-


   und Türelemente




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 26.08.2009.





		24

		65

		Vergabe-Nr. B 2008/087


- Wallstraße 48, Malerarbeiten


   Anbau

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 26.08.2009.






		25

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/001


- EDV-Abteilung, Standard-


   Softwarelizenzen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		26

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/002


- EDV-Abteilung, Erweiterung


   Webgis




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		27

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/003


- EDV-Abteilung, Software


  Gebäudebewertung

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		28

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/004


- EDV-Abteilung, Zeiterfassungs-  


   system




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		29

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/005


- EDV-Abteilung, Systemsicher-


   heitslösung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		30

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/006


- EDV-Abteilung, Systemsicher-


   heitslösung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		31

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/007


- EDV-Abteilung, Lieferung und


   Installation v. DV




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		32

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/008


- EDV-Abteilung, Lieferung und


   Installation v. DV




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		33

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/010


- Grünanlagen, Ausführung von    


   Pflegeleistungen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 18.09.2009.






		34

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/011


- Grünanlagen, Ausführung von 


   Pflegeleistungen 




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 18.09.2009.






		35

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/018


- Rathaus, Lieferung Büromaterial




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 06.10.2009.



		36

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/023


- EDV-Abteilung, Flachbett- 


   Tintenstrahldrucker




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		37

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/037


- Friedhof, Sanierung Kriegsgräber

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 11.09.2009.






		38

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/039


- EDV-Abteilung, Lieferung/     


  Installation Großformatdrucke




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		39

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/041


- EDV-Abteilung, Lieferung von Verbrauchsmaterial




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		40

		32

		Vergabe-Nr. L 2008/044


- Obdachlosenunterkunft,   


   Anmietung transportabler


   Toiletten

		Die Abrechnung erfolgt Anfang Januar 2010, da Rechnungs-legung erst Ende des Jahres 2009 ist.



		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		41

		65

		Vergabe-Nr. L 2008/050


- Windmühlenstraße,  


   Materiallieferung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 02.10.2009.



		42

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/058


- EDV-Abteilung, Lieferung und 


   Installation DV-Ausstattung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		43

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/059


- EDV-Abteilung, Lieferung und  


   Installation DV-Ausstattung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		44

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/073


- EDV-Abteilung, Erweiterung


   Firewall




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		45

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/075


- Ausgleichsfläche Landwiese,   


   Ausführung von Pflegearbeiten

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.09.2009






		46

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/081


- Spielplatz Plötzkauer Ring,    


   Lieferung Sandbaustelle




		Die Abrechnung der Vergabe


erfolgte 10.02.2009



		47

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/083


- Bauhof, Lieferung Arbeitsschutz-


   bekleidung




		Die Abrechnung der Vergabe

erfolgte am 02.11.2009.



		48

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/084 


Stadt Köthen, Winterdienst




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 17.09.2009.



		49

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/085


- Stadt - Köthen, Winterdienst




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 17.09.2009.



		50

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/089


- EDV-Abteilung, Lizenz- 


   Erweiterung awiso




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		51

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/095


- EDV-Abteilung, Lieferung


   Notebook




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		52

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/108


- EDV-Abteilung, Softwareupgrade  


   Autista 2009




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		53

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/113


- Gemeindestraßen, Wettervorher-


   sage




		Die Abrechnung der Vergabe


erfolgte am 02.11.2009.



		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		54

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/116


   Buschteich Köthen, 


   Rattenbekämpfung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.09.2009






		55

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/118


- EDV-Abteilung, Anbindung der


   Bibliothek




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		56

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/119


-  Stadt - Köthen, Lieferung 


    Beet -Gruppenpflanzen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 28.09.2009.






		57

		73

		Vergabe-Nr. L 2008/121


Stadt - Köthen, Lieferung 


von Rindenmulch




		Die Abrechnung der Vergabe.

erfolgte am 02.11.2009.



		58

		65

		Vergabe-Nr. L 2008/123


Schulstraße, Lieferung 


Natursteinpflaster




		Die Aufträge sind noch nicht


vollständig erledigt und daher

können die Vergabeabrechnungen


noch nicht erstellt werden.


Die Abrechnung erfolgt Anfang


2010.






		59

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/125


- EDV-Abteilung, F-Secure,


   Supportverlängerung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		60

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/126


- EDV-Abteilung, Standard 


   Softwarelizenzen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		61

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/128


- EDV-Abteilung, Online 


   Melderegisterauskünfte




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 16.10.2009.



		62

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/129 

- EDV-Abteilung, Software/


  Hardware für Inventarisierung




		Die Aufträge sind noch nicht vollständig erledigt und daher können die Vergabeabrechnungen noch nicht erstellt werden.





		63

		10

		Vergabe-Nr. L 2008/130


- EDV-Abteilung, Systemlösung 


   Marktwesen




		Die Aufträge sind noch nicht vollständig erledigt und daher können die Vergabeabrechnungen noch nicht erstellt werden.






		64

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/001


   B-Plan Nr. 41, GOP-


   Überarbeitung Planentwurf




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 13.10.2009.



		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		65

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/002


- Schrebergartenweg Baasdorf,


   Bauwerksuntersuchung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 30.09.2009.



		66

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/007


- Schalaunische Straße, Gutachten


   zur Schadensaufklärung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.10.2009.



		67

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/010


- Kreuzung Spring-/Stiftstraße,


   Straßenplanung




		Die Kostenfeststellung ist noch 


ausstehend. Somit kann die 

Planungsleistung noch nicht ab-


gerechnet werden.






		68

		73

		Vergabe-Nr. F 2008/018


- Merzien, Ergänzung von 


   Wasserrechten in Karten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.09.2009.






		69

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/019


- ARE Gahrendorf, 


   23. Änderung 


   Flächennutzungsplan




		Leistung noch nicht komplett


erbracht - Änderung des Planes

aufgrund der TÖB – Beteiligung,

Verfahrensverlängerung.

Nach Abschluss des Verfahrens


erfolgt die Abrechnung Anfang


2010.



		70

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/020


- Gr. u. Kleinwülknitz, 24.  


   Änderung Flächenutzungsplan




		Leistung noch nicht komplett


erbracht - Änderung des Planes


aufgrund der TÖB – Beteiligung,

Verfahrensverlängerung.

Nach Abschluss des Verfahrens


erfolgt die Abrechnung Anfang


2010.



		71

		73

		Vergabe-Nr. F 2008/021


- Schloßgraben, Planungsleistungen




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.09.2009.



		72

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/031


- Wörbziger Weg/Dohndorf


   Planung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 02.10.2009.



		73

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/035


- Heinrich-Heine-Straße,


   Baugrundgutachten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 30.09.2009.



		74

		73

		Vergabe-Nr. F 2008/038


- Badergarten, Planung LP 7-9




		Wegen der Pflegemaßnahmen kann die Abrechnung der Vergabe erst im Jahr 2011 erfolgen.





		75

		73

		Vergabe-Nr. F 2008/040


- Paschlewwer Straße, 


   Baumgutachten

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 14.09.2009.






		Lfd. Nr.

		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		76

		60

		Vergabe-Nr. F 2008/045


- Badergasse, Zerlegungs-


   Vermessung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 06.08.2009.



		77

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/049


- Ludwigstraße, Workshop 


   Ludwigstraße und Friedenspark




		Vertraglich vereinbarter Termin ist der 15.12.2009 und so lange läuft der Auftrag. Abrechnung erfolgt nach dem 15.12.2009.



		78

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/050


- H.-Heine-Straße/Mendelssohn-


  straße, Vermessung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 04.11.2009.



		79

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/051


- Stadt – Köthen, 23. Änderung 


   Flächennutzungsplan




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 09.09.2009.






		80

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/052


- Stadt - Köthen, Fortschreibung


   der Dorfentwicklungsplanung




		Die Aufträge sind noch nicht


vollständig erledigt und daher


können die Vergabeabrechnungen noch nicht erstellt werden.


Die Abrechnung erfolgt Anfang 2010.



		81

		65

		Vergabe-Nr. F 2008/054


- An der Rüsternbreite,


   Gutachtenerstellung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 02.10.2009.
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